
Die CDU Lahn-Dill lädt herzlich zu einer öffentlichen
Veranstaltung mit musikalischer Umrahmung am 3.10.
um 17 Uhr in die „Blattform“, Christian-Kremp-Str.
10A, Wetzlar, ein.

Als Gastredner konnten wir Dr. Hubertus Knabe
gewinnen: Dr. Knabe ist einer der renommiertesten
deutschen Historiker und Publizisten zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur und des DDR-Staatssicherheits-
dienstes. Von 2000 bis 2018 war er Gründungsdirek-
tor der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen im
ehemaligen zentralen Stasi-Untersuchungsgefängnis,
die er in dieser Zeit zu einem der bedeutendsten
Erinnerungsorte an das Unrecht der DDR-Diktatur
entwickelte. Heute forscht und lehrt er an der Julius-
Maximilians-Universität Würzburg. Mit zahlreichen
Veröffentlichungen zur DDR-Geschichte, unter ande-
rem zum Volksaufstand vom 17. Juni 1953 und zur
Westarbeit der Stasi, gilt er als einer der profiliertes-
ten Kenner der deutsch-deutschen Vergangenheit.

Wir freuen uns auf einen spannenden Abend und
laden alle interessierten Bürgerinnen und Bürger herz-
lich ein.

Die CDU Lahn-Dill lädt ein:

„Tag der Deutschen Einheit“

am 03. Oktober, 17:00 Uhr in
der „Blattform“

(red). Wenn jemand die
deutsche Staatsangehörig-
keit erhalten will, so ist das
im Prinzip dann positiv und
zustimmungsfähig, wenn
der Antragsteller nachge-
wiesen hat, dass er sich in
diese Gesellschaft perfekt
integriert hat, dass er die
deutsche Sprache fließend
spricht, dass er Sitten, Ge-
bräuche und Gesetze aner-
kennt, sich zur freiheit-de-
mokratischen Grundord-
nung bekennt, zur Gleich-
heit von Mann und Frau
und nachweislich mit sei-
nem Einkommen über Jah-
re für das Auskommen sei-
ner Familie gesorgt hat und
sorgen kann. Wenn dann
noch Kenntnisse über Ge-
schichte, Geografie und den
Staatsaufbau hinzukom-
men, wäre das perfekt.

Das sind im Übrigen Be-
dingungen, die ausländi-
sche Bewerber in etwa er-
füllen müssen, wenn sie die
amerikanische, australische
oder kanadische Staatsbür-
gerschaft erhalten wollen.
Dort kommt gelegentlich
noch die Forderung nach
einem Bürgen und nach ei-
nem entsprechenden finan-
ziellen Polster hinzu. Wenn
in diesen Ländern der An-
tragsteller die Staatsbürger-
schaft dann überreicht be-
kommt, ist er in der Regel
voller Stolz, weil er ein gro-
ßes Ziel erreicht hat.

Deutschlands
Sonderweg
Wieder einmal völlig anders
die Situation in Deutsch-
land. Im Jahr 2000 wurde

Deutsche Staatsbürgerschaft wird
unter Wert vergeben

Viele „Deutsche“ ohne Einkommen und ausreichende Sprachkenntnisse

Hans-Jürgen Irmer
von Hans-Jürgen Irmer, Herausgeber Wetzlar Kurier

das Staatsangehörigkeits-
recht von SPD und Grünen
aufgeweicht, und zwar ein
erstes Mal. Danach wurde
ein in Deutschland gebore-
nes Kind von ausländischer
Mutter und ausländischem
Vater automatisch als
Deutsch anerkannt, falls
mindestens ein Elternteil
acht Jahre legal im Land
lebte. Eine zweite große
Staatsangehörigkeitsre-
form wurde mit den Stim-
men von SPD, Grünen und
FDP vor zwei Jahren be-
schlossen. Danach wurde
die Frist von acht Jahren auf
nur fünf Jahre Voraufent-
halt eines Elternteils herab-
gesetzt und die Zeitspanne
eines Asylverfahrens, die oft
genug mehrere Jahre dau-
erte, eingerechnet! Das
heißt, wenn ein Syrer, der
beispielsweise im Jahr 2020
illegal aus einem sicheren
Nachbarland eingereist ist,
2021 hierzulande als Flücht-
ling anerkannt wurde und
mit seiner vor zwei Jahren
per Familiennachzug einge-
reisten Frau heute ein Kind
bekommt, erhält dieses au-
tomatisch ab Geburt die
deutsche Staatsbürger-
schaft. Dies bedeutet
wiederum de facto für die
gesamte Familie eine Blei-
begarantie!

Einkommen? Straffrei-
heit? Sprachfertigkeit?
Alles kein Problem
Man muss wirklich von ei-
ner Verramschung der deut-
schen Staatsangehörigkeit
sprechen, wenn man weiß,
dass jemand, der einge-

deutscht werden will, hin-
sichtlich der Sprachkennt-
nisse lediglich ein primiti-
ves A2-Niveau benötigt. Die
Forderung nach ausreichen-
dem Einkommen, um die
Familie unterhalten zu kön-
nen, wird umgangen, in-
dem man davon spricht,
dass die „überwiegende“
Sicherung des Lebensunter-
haltes ausreiche. Mit ande-
ren Worten 51 Prozent. Der
Rest wird dann aufgestockt.
Und wer straffällig gewor-
den ist, muss sich nicht sor-
gen (außer bei Kapitalde-
likten), dass dies zu einer
Ablehnung des Antrages
zwingend führen muss.

Deutschland gibt Ent-
scheidungsgewalt ab
Was wir deshalb zwingend
benötigen, ist erstens die
Abschaffung des im Jahr
2000 eingeführten Geburts-
ortsprinzips für Kinder aus-
ländischer Eltern. Hier soll-
te das Abstammungsprinzip
wieder eingeführt werden,
was 50 Jahre Bestandteil
deutscher Politik war. Und
wir müssen zweitens den
Rechtsanspruch auf Einbür-
gerung nach Fristablauf
sofort abschaffen, weil da-
mit die Möglichkeit des
Staates, eigenständig zu
entscheiden, wer in
Deutschland eingebürgert
werden darf und wer nicht,
de facto abgeschafft wird.
Das gibt es in keinem Land
dieser Welt.

Dass SPD, Grüne und die
SED/Linkspartei diese für
Deutschland nachteiligen
Einbürgerungsfolgen ver-

teidigen, muss niemanden
wundern, denn ihr Verhält-
nis zu Deutschland als Nati-
on ist zumindest in Teilen
unterdurchschnittlich ent-
wickelt.

Für die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion hat deren stell-
vertretender Vorsitzender
Günter Krings sehr deutlich
erklärt, dass eine Staatsbür-
gerschaft, die nur durch
den Geburtsort entstehe,
sich nicht gut in das Rechts-
system einfüge. Man benö-
tige diese Staatsbürger-
schaftsvergabe durch Ge-
burt in Deutschland nicht,
wenn zugleich die Einbür-
gerungsmögl i chke i ten
insgesamt gesehen erleich-
tert würden. Allerdings soll-
te diese auch nur dann ver-
geben werden, wenn die
Kandidaten für die Staats-
bürgerschaft sich wirt-
schaftlich und gesellschaft-
lich gut integriert haben.
Kritik an der bestehenden
Regelung auch von der AfD,
die den Rechtsanspruch ab-
schaffen will, die Einbürge-
rung in das Ermessen des
aufnehmenden Staates stel-
len möchte und im Übrigen
auch das Geburtsortsprinzip
wieder abschaffen will.

Papierdeutscher oder
Herzensdeutscher?
Seit dem Jahr 2000 haben
rund 4 Millionen Menschen
den deutschen Pass erhal-
ten. Rund eine Million seit
2022, davon alleine im letz-
ten Jahr 332.000. Die meis-
ten derjenigen, die den
deutschen Pass erhalten ha-
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(red). Im Rahmen des Jubi-
läumsjahres aus Anlass des
40. Bestehens der Deutsch-
Österreichischen Gesell-
schaft Wetzlar findet am
Samstag, den 19.9. um
18 Uhr in der Stadthalle
Wetzlar eine Geburtstags-
feier in Form einer Jubilä-
umsgala statt. Wer Tracht
tragen möchte, kann dies
gerne tun. Ansonsten ist
eine der Gala angemessene
Kleidung erwünscht.

Einlass ist ab 17 Uhr, be-

ginnend mit einem Sekt-
empfang. Die Jagdhornblä-
ser des Kreisjagdvereins wer-
den um 18 Uhr die Veran-
staltung eröffnen. Im Rah-
men des Programms wird
eine Delegation der Stadt-
gemeinde Schladming mit
Bürgermeister Hermann Trin-
ker an der Spitze eben-so er-
wartet wie die Staatssekre-
tärin beim Minister für Bun-
des- und Europaangelegen-
heiten, Karin Müller, Vertre-
ter der Stadt Wetzlar sowie

aus Berlin der Präsident des
Weltbundes der Auslandsös-
terreicher, Werner Götz.

Neben dem offiziellen
Part gibt es ein kurzweili-
ges Unterhaltungspro-
gramm mit Musik der stei-
rischen Gruppe „Wasch-
echt“, der Schuhplattler-
gruppe „D’Dochstoana“,
Comedy-Auftritt und eini-
gen Überraschungen. Im
Rahmen der Veranstaltung
sind alle Gäste zum klassi-
schen steirischen Büfett ein-

geladen. Lediglich die Kos-
ten für die Getränke sind
selbst zu übernehmen.

Anmeldung

Herzliche Einladung

Deutsch-Österreichische Gesellschaft Wetzlar
feiert 40. Geburtstag

KURIERWETZLAR
ZEITUNG FÜR DEN LAHN-DILL KREIS
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Aus organisatorischen
Gründen ist eine An-
meldung bis zum
11.9.2026 unter:
info@dög-wetzlar.de,
per Fax 06441/76612 not-
wendig. Freuen Sie sich
auf einen sehr unterhalt-
samen und abwechs-
lungsreichen Abend.
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-Anzeige-

Kino kann mehr sein als
Popcorn, Film und Ab-
spann. Im Pastori in Weil-
münster gehört genau
das zum Konzept. Das
historische Lichtspielgast-
haus verbindet Kino, Ver-
anstaltungen, Gastrono-
mie und Übernachtungs-
möglichkeiten zu einem
besonderen Ort im Weil-
tal.

Das Kinoprogramm ist
dabei ebenso abwechs-
lungsreich wie das Veran-
staltungsangebot: Neben
ausgewählten Filmen fin-
den im Kinosaal und im
Restaurant Lesungen,
Konzerte, Comedy, Zau-
bershows und weitere be-

lich vom klassischen Multi-
plex-Kino unterscheidet.

Ein besonderer Tipp für
den September:

Zum Deutschlandstart von
„Emil und die Detektive“
am 24.9. steht der neue
Kinofilm mit dem Weil-
münsterer Nachwuchs-
schauspieler Nicholas „Nici“
Peter auf dem Programm.
Und am Sonntag, 27.9.
gibt es die besondere Gele-
genheit, Nici persönlich im
Pastori zu treffen. Bei den
Vorstellungen wird er vor
Ort sein, Fragen beantwor-
ten, aus seinem noch jun-
gen Schauspielerleben er-
zählen und – wenn ge-
wünscht – sicher auch das

sondere Veranstaltungen
statt. Der gemütliche Kinos-
aal mit Lounge-Sesseln, gro-
ßer Leinwand und integrier-

ter Bar schafft dabei eine
Atmosphäre, die sich deut-

eine oder andere Auto-
gramm geben.

Vielleicht also eine schö-
ne Gelegenheit, einen Ki-
nobesuch einmal etwas
anders zu gestalten: erst ein
Film, anschließend noch et-
was essen oder trinken und
den Abend gemütlich aus-
klingen lassen.

Das Restaurant bietet sai-
sonal wechselnde Küche
und setzt dabei auch auf
Produkte aus der Region. In
den warmen Monaten la-
den zudem Wintergarten
und Biergarten zum Ver-
weilen ein.

Und wer aus dem Kinobe-
such gleich eine kleine Aus-
zeit machen möchte, kann

Mehr als Kino – das Pastori in Weilmünster

Nachwuchsschauspieler
Nicholas „Nici“ Peter
im Kinosaal des Pastori.

im Pastori auch übernach-
ten. Neben modernen Ho-
telzimmern steht eine Feri-
enwohnung zur Verfügung.

Film, gutes Essen, be-
sondere Veranstaltungen
und ein bisschen Weiltal

dazu – das Pastori ist
eben mehr als Kino.

Das aktuelle Programm
und die Möglichkeit zur
Buchung gibt es direkt
beim Pastori in Weil-
münster.

Deutsche Staatsbürgerschaft wird
unter Wert vergeben

Viele „Deutsche“ ohne Einkommen und ausreichende Sprachkenntnisse

von Hans-Jürgen Irmer, Herausgeber Wetzlar Kurier

ben, dürften sogenannte
Passdeutsche sein, für die
der Pass ein nützliches Mit-
tel ist, um einen dauerhaf-
ten Aufenthalt in Deutsch-
land beanspruchen und so-
ziale Leistungen in An-
spruch nehmen zu können,
um eine Bleiberecht auch
im Sinne des Familiennach-
zuges zu generieren, denn
was bei den offiziellen Sta-
tistiken häufig genug her-
ausfällt ist, dass in den letz-

ten Jahren ca. 100.000 Men-
schen auf dem Weg des so-
genannten Familiennachzu-
ges nach Deutschland ge-
kommen sind.

Kurzum, dieser Staat, die-
se Bevölkerung, diese Ge-
sellschaft verändert sich ra-
send schnell. Das hat viel
mit offenen Grenzen und
völlig falschen Anreizen zu
tun und hat nachhaltigste
negative Auswirkungen auf
die Entwicklung Deutsch-
lands als Nation, die nicht
nur heute bereits deutlich

erkennbar sind - Stichwort
Qualität von Schule, Krimi-
nalitätsbelastung, Belas-
tung der Krankenkassen,
Belastung der Sozialsyste-
me, Belastung des Woh-
nungsmarktes…, sondern in
den nächsten 20, 30 Jahren
noch deutlicher zutage tre-
ten werden.

Tilo Sarrazin, der ehema-
lige SPD-Finanzsenator von
Berlin, der von seiner Par-
tei ausgeschlossen wurde
wegen seines Buches
„Deutschland schafft sich

ab“, wird am Ende des Ta-
ges leider bestätigt werden
müssen – und viele politisch
Verantwortliche heutzuta-
ge sind nicht in der Lage,
die Probleme zu erkennen,
das gilt nicht für alle, und
viele wollen bewusst auch
wegschauen. Das gilt wei-
testgehend für das gesamte
linke Lager, denen Begriffe
wie Patriotismus oder Nati-
on ziemlich fremd sind. Was
im Übrigen für andere Nati-
onen dieser Welt bare Selbst-
verständlichkeiten sind.

(red). Zum Zeitpunkt des
Schreibens dieses Artikels
Ende August weiß nie-
mand, wie die Landtags-
wahlen am 6. September in
Sachsen-Anhalt ausgehen.
Die einen hoffen auf eine
absolute Mehrheit der AfD,
die anderen befürchten sie.
Wie dem auch sei, es ist
eine demokratische Wahl,
deren Ergebnis zu respek-
tieren ist, und zwar von je-
dem.
Dies gilt offensichtlich nicht
für den stellvertretenden
Bundesvorsitzenden der
Polizeigewerkschaft GdP,
die zum DGB gehört, der
zugleich Personalratschef
bei der Bundespolizei ist.
Es geht um den 1. Polizei-
hauptkommissar Sven
Hüber, der faselt im GdP-
Magazin, dass Polizisten in
einem solchen Fall bewaff-
net gegen die eigene Lan-
desregierung vorgehen
müssten, wenn es dort ei-
nen AfD-Innenminister ge-
ben sollte. Er schreibt wört-
lich: „Die Bereitschaftspo-
lizeien müssen so stark und
vorbereitet sein, um auf die
Weisung des Bundesinnen-
ministers auch in einem an-

Unfassbar – unhaltbar – unrechtmäßig

Im Falle eines AfD-Wahlsieges in Sachsen-Anhalt:
Polizeifunktionär (GdP) fordert Sturz der Regierung

Der ehemalige DDR-Grenztruppenoffizier zeigt
wahres Gesicht

deren Bundesland, gemein-
sam mit der Bundespolizei,
mit polizeilichen Mitteln die
verfassungsmäßige Ord-
nung wiederherstellen zu
können.“

Scharfe Kritik
Professor Volker Boehme-
Neßler, einer der angese-
hensten Verfassungsrecht-
ler Deutschlands, hält die
Aussage Hübers für „verfas-

sungsrechtlichen Unsinn“.
Und Historiker Hubertus
Knabe, lange Jahre Leiter
der Stasi-Gedenkstätte in
Berlin-Hohenschönhausen,
reagierte fassungslos ob ei-
nes derartigen Staatsstrei-
ches. Das letzte Mal habe
es eine Reichsintervention
1923 in Sachsen und Thü-
ringen gegeben.

Es stellt sich in der Tat die
Frage, wieso jemand unge-
hindert und nahtlos bei der
Bundespolizei und inner-

halb der GdP Karriere ma-
chen konnte. Ein Mann, der
von 1983 bis 1987 ein Stu-
dium an der Offiziershoch-
schule der DDR-Grenztrup-
pen „Rosa Luxemburg“ ab-
solvierte, der vom Bundes-
grenzschutz als Instrument
imperialistischer Macht-
und Herrschaftssicherung
faselte, der von 1987 bis
1989 Politoffizier und stell-
vertretender Kompaniechef

bei den DDR-Grenztruppen
war, der anschließend Poli-
toffizier und Jugendinstruk-
teur bei jenem Regiment
Dienst versah, das im Feb-
ruar 1989 den 20-Jährigen
DDR-Flüchtling Chris Guef-
froy erschoss. Hüber und
Konsorten waren diejeni-
gen, die für die sogenann-
te „Rotlichtbestrahlung“
Verantwortung hatten,
sozusagen die „schärfsten
Hunde“ der Stasi-Diktatur
unter Verantwortung der

SED (auch rechtsidentisch
mit der Linkspartei). Sie
waren für Agitation und In-
doktrination zuständig. Zur
Grenztruppe der DDR ka-
men nur die 150-Prozenti-
gen, die auch in der Regel
keine Skrupel hatten, den
Schießbefehl an der Mauer
in die Tat umzusetzen.

Wieso jemand bei allen
Wirren der Wendezeit
gleichwohl in den Bundes-
grenzschutz der heutigen
Bundespolizei übernom-
men wurde, erschließt sich
auch nicht ansatzweise.
Schade im Übrigen, dass die
GdP medial nicht wahr-
nehmbar sich von seinem
stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden distanziert
hat. Auch wenn Hüber
demnächst altersgemäß bei
vollen Bezügen in den Ru-
hestand gehen wird, müss-
te der Bundesinnenminister
ein Disziplinarverfahren in
Gang setzen, denn das hat
es in Deutschland auch
noch nicht gegeben, dass
ein Polizeifunktionär den
Umsturz einer Regierung
propagiert.

Gut, dass er aktuell zu-
rückgetreten ist!

Wer ist eigentlich Sven Hüber?
1987 Diplomarbeit

„Der Bundesgrenzschutz als Instrument impe-
rialistischer Macht- und Herrschaftssicherung“

1990 Übernahme in den Bundesgrenzschutz
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Im Jahr 2025 300.000 Fälle
von „Familiennachzug“

(red). Es gibt in Deutschland
ca. 400.000 sogenannte sub-
sidiär Schutzberechtigte, also
Menschen, die nur einen
zeitlich befristeten Aufent-
haltstitel haben, für die, von
12.000 Personen pro Jahr
insgesamt abgesehen, kein
Familiennachzug möglich ist.
Der Bundestag hat dies im
Juli 2025 gegen linke Protes-
te gleichwohl beschlossen.
Ein richtiger Beschluss. Und
so wurden von Januar 2025
bis Mai 2026 rund 18.600 Visa
zum Familiennachzug für
Angehörige von Schutzbe-
rechtigten erteilt. Häufig
noch genehmigt zu Zeiten
der SPD/FDP/Grüne-Bundes-
regierung.

Aufheben ist besser als
Aussetzen
Der Beschluss des Bundesta-
ges hat einen Haken, denn
diese Regelung ist nur für
zwei Jahre ausgesetzt. Das
heißt, ab Mitte 2027 könnte
sich die Zahl aus diesem Kreis
der sogenannten Schutzbe-
rechtigten wieder drastisch
erhöhen. Deshalb macht es
mehr Sinn, diesen Beschluss
nicht nur zu erneuern, sondern
ihn so zu ändern, dass, von
Härtefällen abgesehen, der Fa-
miliennachzug gänzlich aufge-
hoben werden muss.

Deutlich höhere Zahlen
Wie die Zeitung „Die Welt“
berichtete, liegen die Zahlen

beim Familiennachzug tat-
sächlich insgesamt deutlich
höher. So hat Deutschland
im Jahr 2025 rund 128.000
Visa zum Familiennachzug
für Angehörige von Dritt-
staatenangehörigen erteilt.
Darunter fallen nicht nur
diese Schutzberechtigten,
die ihre Familien ins Land
holen, sondern auch unter
anderem Fachkräfte, was
auch in Ordnung ist, sowie
Migranten aus Drittstaaten
außerhalb der Europäischen
Union. Von Januar bis Mai
2026 kamen zu diesen ge-
nannten Zahlen weitere
knapp 44.000 Visa hinzu.

Weitere 170.000
Aufenthaltstitel
Neben den Visa, die deut-
sche Auslandsvertretungen
für den Nachzug einer
bereits in Deutschland le-
benden Person erteilen, er-
fasst die Bundesregierung
auch Aufenthaltstitel aus fa-
miliären Gründen. Dies sind
Drittstaatsangehörige, die
sich bereits rechtmäßig in
Deutschland aufhalten und
hier ihren Rechtsstatus
wechseln. So sind zum Bei-
spiel im Jahr 2025 rund
170.000 Aufenthaltstitel aus
„familiären Gründen“ erteilt
worden. Davon entfielen
39.330 auf Angehörige deut-
scher Staatsangehöriger,
und das sind in der Regel
diejenigen, die lange genug

oder kurz genug in Deutsch-
land leben, die die deutsche
Staatsbürgerschaft, die zu
leichtfertig vergeben wird,
erhalten und damit einen
Rechtsanspruch haben auf
Nachzug ihrer Familie. Die
weiteren restlichen 131.000
gingen an Familienmitglie-
der von sich in Deutschland
aufhaltenden Drittstaatsan-
gehörigen, also an Angehö-
rige von Personen ohne
deutschen oder sonstigen
EU-Pass.

Migrationswende
nötiger denn je
So erfreulich es ist, dass die
Zahl der Asylantragssteller
deutlich gesunken ist, was
natürlich mit Maßnahmen
der jetzigen Bundesregie-
rung, aber auch Bemühun-
gen der EU zusammenhängt,
so wenig akzeptabel sind die
Zahlen des sogenannten „Fa-
miliennachzuges“.

Denn alles zusammenge-
nommen bedeutet, man
muss es immer wiederholen,
massive Belastung des Woh-
nungsmarktes, massive Be-
lastung der Sozialsysteme,
massive Belastung der schu-
lischen Bildungsqualität,
massive Belastung der Krimi-
nalitätsstatistik und eine wei-
tere Gefährdung des gesell-
schaftlichen Zusammenhal-
tes. Hier hat die Bundesre-
gierung noch eine sehr gro-
ße Baustelle vor sich.

Der Staat bestraft Steuersünder – und
verschwendet selbst ungestraft

(red). Wer gezielt Steuern
hinterzieht, Schwarzarbeit
fördert, Illegale beschäftigt,
muss mit der Reaktion des
Staates rechnen, denn Steu-
erhinterziehung ist kein Ka-
valiersdelikt. Aktuell plant
die Bundesregierung eine
weitere Verschärfung des
Steuerstrafrechts. Es ist dies
die dritte Verschärfung in-
nerhalb von fünf Jahren. Ob
Maß und Mitte immer dabei
gewahrt sind, darüber strei-
ten sich die Gelehrten.

Nach Aussage des Bundes-
finanzministeriums wurden
2024 rund 50.000 Steuer-
strafverfahren abgeschlos-
sen, rund 5500 Urteile und
Strafbefehle erlassen, über
1600 Jahre Freiheitsstrafen
verhängt, und der Staat kas-
sierte 2,6 Milliarden Euro. So-
weit die nüchternen Zahlen.

Wie sieht es bei der
Verschwendung von

Steuerzahlergeldern aus?
Peter Gauweiler, ehemaliger
langjähriger CSU-Politiker,
hat kürzlich in einem bemer-
kenswerten Kommentar in
der „Welt“ darauf hingewie-
sen, dass Steuerverschwen-
dung im Prinzip nur eine Sei-
te der Medaille sei. Auf der
einen Seite betrifft die Steu-
erhinterziehung, wie ein-
gangs ausgeführt, die Ein-
nahmeseite des Staates, und
auf der anderen Seite betrifft
die Steuerverschwendung
durch den Staat die Ausga-
benseite. Beide beeinträch-
tigen dasselbe Vermögen.

Kritik vom Bund der
Steuerzahler und
Rechnungshöfen
Der Bund der Steuerzahler
veröffentlicht in regelmäßi-
gen Abständen das Schwarz-
buch der Steuerverschwen-
dung mit besonders krassen
Beispielen, wie nachlässig

teilweise die öffentliche
Hand mit Steuergeldern um-
geht. Die Landesrechnungs-
höfe, der Bundesrechnungs-
hof, sie bescheinigen den Re-
gierungen häufig genug
fehlgeleitete Mittel, fehlen-
de Effizienz, fehlende Kon-
trolle, unsinnige Ausgaben,
weil Planungen nicht kom-
plett usw., usw. Haben Sie,
liebe Leserinnen und Leser,
eigentlich einmal davon
Kenntnis erhalten, dass die-
jenigen in der Verwaltung,
in der Politik, die dafür die
Verantwortung tragen, in
ähnlicher Form zur Rechen-
schaft gezogen worden sind
wie Steuerhinterzieher? Nie-
mand weiß im Übrigen wie
hoch die Schädigungen öf-
fentlichen Vermögens statis-
tisch sind, weil sie kaum er-
fasst sind.

Amtshaftung?
Angesichts der vermutlich
nicht unbeträchtlichen Milli-
ardenhöhe sinnlos ausgege-
benen Steuergeldes stellt
sich schon für viele die Frage
nach der Amtshaftung von
Politik und Verwaltung.
Wer zu Recht Steuerhinter-
ziehung zu Lasten der Ein-
nahmeseite des Staates be-
straft, der muss sich die Fra-
ge stellen lassen, wie geht
er selbst mit der durch ihn
veranlassten Steuerver-
schwendung um. Gerade
angesichts knapper Kassen
wäre das eine sinnvolle par-
lamentarische Beratung
und gegebenenfalls Be-
schlussfassung, die zumin-
dest zum Ergebnis hätte,
präventiv Wirkung entfal-
ten zu können.

Vereinsgespräch mit
MdL Frank Steinraths
(red). Auch in diesem Jahr möchte Herr Steinraths den
Vereinen einen Gedankenaustausch im Rahmen eines
Vereinsgespräches anbieten, um sich über die aktuelle
Situation der örtlichen Vereine zu informieren und um
die Vereine ggf. bei anstehenden Problemen unter-
stützen zu können und lädt die Vorsitzenden und de-
ren Stellvertreter herzlich ein:

Wetzlar
Montag, den 14.9., um 18 Uhr im Restaurant Grills-
tuben, Stoppelberger hohl 128.
Lahnau
Mittwoch, 23.9., 18 Uhr Haustädter Mühle, Neben-
raum, Haustädter Straße, Lahnau-Waldgirmes
Braunfels
Freitag, 25.9. 18 Uhr, Parkschänke, Campingplatz
Braunfels, Weihermühle 1, Braunfels
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Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

-Anzeige--Anzeige-

Rebecca Viehmann ist neue Fraktionsvorsitzende der
CDU im Wetzlarer Stadtparlament

Die CDU-Fraktion im Wetz-
larer Stadtparlament hat
eine neue Vorsitzende: Re-
becca Viehmann wurde am
19.08.2026 zur neuen Frak-
tionsvorsitzenden gewählt.
Damit steht erstmals in der
Geschichte der Wetzlarer
CDU-Fraktion eine Frau an
der Spitze der Fraktion.
Viehmann, die bereits seit
2021 Stadtverordnete ist
und seit April 2026 als stell-
vertretende Stadtverordne-
tenvorsteherin in der Wetz-
larer Kommunalpolitik
agiert, freut sich auf ihre
neue Aufgabe und das da-
mit verbundene, einstimmi-
ge Vertrauen der Fraktions-
mitglieder.

„Ich freue mich sehr über

das Vertrauen meiner Frak-
tion. Dieses Amt ist für mich
vor allem eines: eine große
Verantwortung für unser
Wetzlar und für die Men-
schen, die hier leben“, er-
klärt die 32-Jährige. „Ge-
meinsam mit der Fraktion
möchte ich weiterhin die
CDU als verlässliche, konser-
vative und konstruktive
Kraft im Wetzlarer Stadt-
parlament positionieren
und neue Impulse setzen.
Dabei sollen die Anliegen
und Stimmen der Wetzla-
rer Bürger im Mittelpunkt
stehen.“

Mit ihrer Wahl setzt die
CDU-Fraktion zugleich ein
deutliches Zeichen für Frau-
en und den politischen

nimmt, ist ein besonderer
Meilenstein.

„Politik lebt davon, Ver-
antwortung zu überneh-
men und gemeinsam Lösun-
gen zu entwickeln. Ich
möchte dazu beitragen,
dass wir als CDU geschlos-
sen auftreten und gleichzei-
tig offen für neue Ideen
bleiben“, so Viehmann.

Die CDU-Fraktion blickt
damit mit neuer Führung
und viel Engagement auf
die kommenden Aufgaben
im Wetzlarer Stadtparla-
ment. Ziel bleibt es, die Ent-
wicklung Wetzlars aktiv
mitzugestalten und sich für
eine lebenswerte, zukunfts-
fähige und starke Stadt ein-
zusetzen.

Games for Friends in Pisek

Nachwuchs in der Kommu-
nalpolitik. Dass Viehmann
als erste Frau die Führung
der CDU-Fraktion im Wetz-
larer Stadtparlament über-

Die „Games for Friends,“
ein sportlicher Wettbewerb
von Kindern und Jugendli-
chen, wurde seinerzeit
durch Wetzlar und Pisek in-
itiiert. Rund 60 Teilnehmer
und Betreuer konnte die
Stadt Wetzlar in den Diszi-
plinen Fußball, Handball,
Basketball und Schwimmen
nach Písek entsenden. Mit
dabei Oberbürgermeister
Manfred Wagner (SPD) so-
wie der neue Partner-
schaftsdezernent Thomas
Heyer (CDU) in Begleitung
von Stefan Dörsing, vom
Partnerschaftsbüro. Als
gastgebende Stadt hatte
Písek außer Wetzlar auch
seine Partnerstädte aus
Lettland, der Slowakei und
im Besonderen auch die
Wetzlarer Solidaritätspart-
nerschaftsstadt Shepetiwka
aus der Ukraine eingeladen.

Ein strammes, aber vielfäl-
tiges Programm hatten die
Gastgeber durch Edita Ku-
cerova vom Kulturamt der
Stadt Písek vorbereitet. Ge-
fördert und unterstützt
wurde die Veranstaltung

vom Deutsch-Tschechischen
Zukunftsfonds.

Nach der Begrüßung am
Mittwochabend wurde der
Wettbewerb am Donners-
tag früh im Freilichtkino

von Bürgermeister Michal
Capek (Písek) und Oberbür-
germeister Manfred Wag-
ner eröffnet. Bei Kennlern-
spielen unter den verschie-
denen Teams der Nationen
wurden Sprachbarrieren
abgebaut und interkultu-

reller Teamgeist gefördert.
Mit großer Freude besuch-
te die Delegation aus Wetz-
lar die Sportstätten und ver-
folgten die mit Leidenschaft
geführten Spiele in den un-

terschiedlichen Disziplinen.
Am Freitagabend endete

der Wettbewerb mit der
Preisverleihung durch den
2. Bürgermeister von Písek
und Partnerschaftsdezer-
nent Thomas Heyer (Wetz-
lar) in der Handballhalle.

Als Fazit äußerten Wagner
und Heyer, dass diese Ver-
anstaltung gelebte Partner-
schaft sei. Dabei wirkt der
sportliche Wettkampf wie
eine internationale Spra-

che, die den Aus-
tausch untereinander
fördert und somit ei-
nen wichtigen Bei-
trag für europäische
Gemeinschaft leistet.
Berührend waren die
Gespräche mit den
Freunden aus der Uk-
raine, so Wagner und
Heyer. Die Vize-Bür-
germeisterin aus
Schepetiwka Halyna
Bezkorovaina und
ihre Begleitung Frau
Nataliia Stasiuk    be-
richteten über die
Lage und Ängste in
der Ukraine. Diese

Gespräche verdeutlichten
einmal mehr, wie nahe das
Kriegsgeschehen an Europa
ist. Ferner waren sie sich ei-
nig, dass die „Games for Fri-
ends“ im nächsten Jahr
wieder in Wetzlar stattfin-
den werden.

Wetzlar hat eine neue Feuerwache
/R.V.) Mit der feierlichen
Einweihung der Feuerwa-
che Wetzlar Innenstadt
wurde ein bedeutendes
Projekt für die Sicherheit
unserer Stadt offiziell sei-
ner Bestimmung überge-
ben. Die neue Feuerwache
schafft moderne und zeit-
gemäße Bedingungen für
die Einsatzkräfte und stärkt
damit den Brand- und Ka-
tastrophenschutz in Wetz-
lar. Rund 35 Millionen Euro
wurden in den neuen Feu-
erwehrhauptstützpunkt in-
vestiert. Auf einer Nutzflä-
che von rund 9.000 Qua-
dratmetern stehen künftig
optimale Voraussetzungen
für die vielfältigen Aufga-
ben der Feuerwehr zur Ver-
fügung.

Für die CDU Wetzlar ist
dabei besonders wichtig,
dass bei allen baulichen und
technischen Investitionen
die Menschen im Mittel-
punkt stehen. Die Feuer-
wehrfrauen und Feuer-

wehrmänner leisten einen
unverzichtbaren Beitrag für
unsere Stadt. Sie sind rund

um die Uhr einsatzbereit
und helfen, wenn andere
Menschen in Not geraten.
Gerade deshalb ist eine

moderne und gut ausge-
stattete Feuerwehrwache
ein wichtiges Signal der

Wertschätzung für die Ein-
satzkräfte. Die Innenstadt-
wehr wird jährlich zu zahl-
reichen Einsätzen gerufen

und übernimmt damit eine
zentrale Aufgabe für die Si-
cherheit der Wetzlarer Be-

völkerung.
Die CDU Wetzlar

gratuliert zur Ein-
weihung der neu-
en Feuerwache
und bedankt sich
bei allen haupt-
und ehrenamtli-
chen Feuerwehr-
kräften für ihren
täglichen Einsatz,
ihren Mut und ihr
Engagement.

Mit der neuen
Feuerwache ver-
fügt Wetzlar nun
über einen mo-
dernen Standort,
der den Anforde-
rungen einer leis-
tungsfähigen Feu-
erwehr gerecht
wird. Damit ist ein

weiterer wichtiger Baustein
für ein sicheres und zu-
kunftsfähiges Wetzlar ge-
schaffen.
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Wie verkaufen Sie erfolgreich Ihre Immobilie?
Überlegen Sie den Verkauf Ihrer Immobilie – egal ob zeitnah oder erst in den nächsten
ein bis zwei Jahren? Dann stellen sich dem Laien heutzutage viele Fragen für einen
erfolgreichen und rechtssicheren Verkauf. Kommen Sie zu unserer kostenfreien Informa-
tionsveranstaltung, wir geben Ihnen gerne professionelle Tipps!

Ist jetzt der richtige Zeitpunkt zum Verkauf?
Unabhängig von der Jahreszeit entscheidet die wirtschaftliche Lage, das Zinsniveau und
vor allem die Nachfrage: Ist jetzt der richtige Zeitpunkt? Werden die Marktbedingungen
besser oder schlechter? Was beeinflusst den Zeitpunkt für Ihre Immobilie? Wir beantwor-
ten gerne Ihre Fragen.

Wie ermitteln Sie den richtigen Kaufpreis?
Jeder erfolgreiche Verkauf beginnt mit der Frage nach dem „besten“ Preis! Bieten Sie zu
günstig an, verschenken Sie bares Geld. Bieten Sie zu teuer an, finden Sie keinen Käufer
und Ihre Immobilie wird als Ladenhüter wahrgenommen. Welche Möglichkeiten gibt es,
den Preis selbst zu ermitteln oder wie können Sie professionell unterstützt werden? Wir
geben Ihnen Antworten auf die wichtigste Frage.

Welche Unterlagen benötigen Sie?
Die Kreditvergaberichtlinien der Banken erfordern heute wesentlich mehr Unterlagen als
noch vor ein paar Jahren. Neben dem Grundbuchauszug, dem Baulastenverzeichnis und
dem gesetzlich vorgeschriebenen Energieausweis benötigen Sie unter anderem eine
Wohn- und Nutzflächenberechnung, aktuelle bemaßte Grundrisspläne aller Geschosse
sowie weitere Unterlagen, für deren Inhalt Sie zudem die Haftung übernehmen. Wir
erklären Ihnen, wie Sie welche Unterlagen beschaffen und überprüfen können.

Welche Inhalte gehören in den Kaufvertrag?
Als Co-Referent haben wir einen Notar für Sie engagiert, der Ihnen die wesentlichen
Inhalte des Kaufvertrages erklärt und auf welche Vertragsbestandteile Sie im Detail
achten sollten.

Sicherung der Kaufpreiszahlung und risikofreie Übergabe
Wir geben Ihnen Tipps, wie Sie Ihre Kaufpreiszahlung und somit Ihr Vermögen sichern,
zugleich die Finanzierung des Käufers prüfen und eine risikofreie Übergabe vornehmen.
Alle Teilnehmer erhalten im Nachgang kostenfreie Checklisten für die Vorbereitung und
Abwicklung Ihres erfolgreichen Immobilienverkaufs sowie einen Gutschein für eine kos-
tenfreie Immobilienbewertung.
Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!
Die Veranstaltungsdaten finden Sie in nebenstehender Anzeige.

Ihr Martin Bähringer, Immobiliensachverständiger
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(red). Über den islamisti-
schen Terroranschlag auf
die Christopher-Street-Day-
Parade in Berlin ist hinrei-
chend berichtet worden.
Ein Todesopfer aus Polen,
knapp zwei Dutzend ver-
letzte Menschen. Das ist die
bittere Bilanz trotz eines
hohen Polizeiaufkommens.
Aber 100 Prozent Sicherheit
gibt es nicht.

Übliche Reflexe
Der legendäre CSU-Vorsit-
zende und langjährige
bayerische Ministerpräsi-
dent Franz-Josef Strauß hat
am 22.11.1986 damals
schon das Verhalten in der
Politik wie folgt charakteri-
siert:

Erster Akt:
schreckliches Verbrechen
Zweiter Akt:
Bestürzung/Empörung
Dritter Akt:
Ruf nach harten Maßnah-
men
Vierter Akt:
Warnung vor der Überre-
aktion
Fünfter Akt:
gar nichts
Sechster Akt:
Übergang zur Tagesord-
nung

Seitdem hat sich prinzipiell
so viel gar nicht geändert.
Der Bundespräsident erklär-
te 2016 nach dem Massa-
ker auf dem Berliner Breit-
scheidplatz, dies sei ein
„Angriff auf unsere offene
Gesellschaft“. Zehn Jahre
später, wieder in Berlin, die
gleiche Floskel, leicht ver-
ändert: „Diese Tat ist ein
Angriff auf unsere offene
Gesellschaft.“ Ja, wer woll-

Franz-Josef Strauß hatte recht
Die üblichen Reflexe nach jedem Anschlag

te das denn ernstlich be-
streiten? Aber die Frage ist
doch, welche Konsequen-
zen zieht man daraus? Und
das fängt mit dem Erken-
nen der Lage an. Professor
Volker Boehme-Neßler,
deutscher Rechtswissen-
schaftler, hat völlig zu Recht
darauf hingewiesen, dass
die Wurzel der zunehmen-
den islamistischen Bedro-
hung die weitgehend un-
kontrollierte Zuwanderung
sei. Seriöse Fachleute wür-
den seit Jahren vor den ge-
fährlichen Folgen dieser
fahrlässigen Migrationspo-
litik warnen. Man lasse zu
viele Menschen ins Land,
die sich nicht integrieren
wollen oder können. Und
genau hier liege das Reser-
voir, aus dem der politische
Islam seine Anhänger rek-
rutiere.

Wenn man alleine in den
letzten zehn Jahren ge-
schätzt ca. fünf Millionen
Menschen überwiegend
aus dem muslimischen
Raum einwandern lässt, le-
gal, illegal, dann muss man
sich über zunehmende Ho-
mophobie, über zunehmen-
den Antisemitismus auch
nicht ansatzweise wundern,
denn es sind meistens Men-
schen, die überspitzt formu-
liert mit der Muttermilch Is-
raelhass und Homophobie
eingesogen haben, die jetzt
hier leben, die Freiheit der
Demokratie nutzen, den So-
zialstaat Deutschland in der
Regel benutzen, um eine
Scharia-Gesellschaftsord-
nung zu implementieren,
die mit der freiheitlich de-
mokratischen Grundord-
nung nicht vereinbar ist.

Ahmad Mansour sagte

auf X: „Islamisten fühlen
sich in Europa wohl, auch
in Deutschland. Sie verach-
ten unsere Ordnung und
nutzen zugleich jede Frei-
heit, die sie ihnen bietet,
um ihre Ideologie zu ver-
breiten. Sie berufen sich auf
die Religionsfreiheit, um
genau die Gesellschaft zu
untergraben, die ihnen die-
se Freiheit garantiert.“

Für SED/Linkspartei sind
Rechte schuld am An-
schlag
Man muss schon kernge-
sund sein, um die verquas-
te linke Ideologie zu ver-
stehen. In Berlin hat die
SED/Linkspartei ihre Anteil-
nahme bekundet, aber das
Wort Islamismus oder isla-
mistisch mit keiner Silbe er-
wähnt. Stattdessen erklär-
te man, man wehre sich da-
gegen, die Tat für „rassisti-
sche, antimuslimische oder
sonstige reaktionäre Het-
ze“ zu instrumentalisieren.

Mansour-Kritik an der
SED/Linkspartei
Mansour wies darauf hin,
dass in den Reihen der Lin-
ken in Berlin auch islamisti-
sche Akteure vorhanden
seien, auch solche, die den
Islamismus bewusst ver-
harmlosen würden. Es sei
geradezu „Wahnsinn“, so
Mansour, wenn die Berliner
Linke dafür plädiere, die Mit-
tel der Polizei zu streichen!!!
Wer wolle eigentlich noch
Polizist in einem Staat wer-
den, in dem fast jeden Tag
Polizisten angegangen und
verteufelt würden?

Nötige Maßnahmen
Wer glaubt, durch die Teil-

nahme an einem Deradika-
lisierungsprogramm, das
der Attentäter Ballout, der
zuvor schon strafrechtlich
aufgefallen war und statt
einer Strafe als Auflage er-
halten hatte Erfolg zu ha-
ben, zeigt nur, wie unglaub-
lich naiv er ist. Das ist noch
sehr moderat ausgedrückt.

SPD- und Grünenblocka-
de machte CSD-Anschlag
indirekt möglich
Klingt hart, ist aber so, wie
Gunnar Schupelius es in ei-
nem Kommentar betonte,
denn der Attentäter, der als
Gefährder bekannt war,
schon in Jugendjahren, hat-
te dieses Deradikalisie-
rungsprogramm, das er als
Ersatzstrafe durchlaufen
musste, erhalten, weil er
nach dem Jugendrecht ab-
geurteilt wurde und nicht
nach dem Erwachsenen-
recht. Bundeskanzler Fried-
rich Merz erklärte am 29.
September 2024 in der Bild-
Zeitung (damals noch Bun-
deskanzlerkandidat) er ver-
stehe nicht, weshalb man
das Wahlrecht mit 16 Jah-
ren bekomme, aber bis 21
Jahre regelmäßig nach dem
Jugendstrafrecht verurteilt
werde, und das müsse sich
sofort ändern.
Da fragt man sich, was ist
denn nach der Wahl daraus
geworden? SPD und Grüne
verhindern im Bundestag
eine Gesetzesänderung,
obwohl CDU, CSU und AfD
genau dies fordern. Nach
der Koalitionsbildung hat
man dann einen Kompro-
miss gemacht, wonach eine
Studie in Auftrag gegeben
wurde, ob das Jugendge-
richtsgesetz geändert wer-

den müsse. Das Ergebnis der
Studie werde Ende 2027 er-
wartet. Das muss man nicht
mehr verstehen.

Auch Hessens Innenminis-
ter Professor Roman Poseck
hat aktuell darauf hinge-
wiesen, dass es nicht richtig
sein könne, dass Heran-
wachsende wegen terroris-
tischer Taten die Milde des
Jugendstrafrechts erfahren.
Vielleicht überlegt das Land
Hessen seinerseits eine ent-
sprechende Bundesratsiniti-
ative, um den richtigen Wor-
ten Taten folgen zu lassen.

Auch Bundesinnenminis-
ter Alexander Dobrindt hat
sich für eine Verschärfung
des Jugendstrafrechts
ebenso ausgesprochen wie
für den sogenannten Unter-
bindungsgewahrsam oder
auch verstärkte Maßnah-
men durch entsprechende
Fußfesseln.

Gesetze ändern –
Ausweisen
Der deutsch-libanesische
Attentäter, in Berlin gebo-
ren, die Familie stammt aus
dem Libanon, muss, so se-

hen es viele Menschen,
ohne Rücksicht auf Verlus-
te in den Libanon abge-
schoben werden, auch
wenn er in Deutschland ge-
boren wurde. Entsprechen-
de Gesetze müssen geän-
dert werden. Schließlich
gibt es in Deutschland etwa
900 gewaltorientierte Isla-
misten. Tickende Zeitbom-
ben, teilweise sogenannte
Deutsche, teilweise mit
doppelter Staatsbürger-
schaft, teilweise klassische
Ausländer. Sie alle rund um
die Uhr zu überwachen, zu
beobachten oder Netzwer-
ke flächendeckend zu
durchstöbern, ist schlicht
nicht möglich. Wenn es um
die Sicherheit Deutschlands
geht, darf keine Gesetzes-
änderung tabu sein.

IM
WETZLAR-
KURIER
INSERIEREN

www.wetzlar-kurier.de
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liquitcom – Sichere IT – Betreuung mit Weitblick
Cybersecurity: Schwachstellenchecks, Firewalls, Sicherheitskonzepte

Netzwerk & WLAN: Planung, Ausbau, Optimierung

IT-Betreuung: Strukturierte, ganzheitliche Betreuung – vom Server bis Microsoft 365

Videoüberwachung: Intelligente Sicherheitslösungen für Gebäude und Gelände

Telefonanlagen: Moderne Cloud-Telefonie - sicher, flexibel, wirtschaftlich

liquitcom GmbH
Industriestraße 3
35614 Aßlar

Kontaktdaten:
06441 - 38141 - 10
vertrieb@liquitcom.de

Lernen Sie uns in einem unverbindlichen Gespräch kennen.
Denn: Eine zweite Meinung hat noch nie geschadet – besonders, wenn es um Ihre IT geht.

Josef Kraus

Wo bleiben die Fachkräfte?
75 Prozent der Syrer, Afghanen und Somalier ohne beruflichen Abschluss

(red). Josef Kraus, jahrzehn-
telanger Vorsitzender des
Deutschen Lehrerverban-
des, heute Ehrenpräsident,
hat in einem Beitrag von
Achgut.com darauf hinge-
wiesen, dass aktuell rund
drei Viertel der in Deutsch-
land lebenden Syrer, Afgha-
nen im Alter von 25 bis 34
Jahren keinen anerkannten
beruflichen Abschluss ha-
ben. Um genau zu sein, 74,5
Prozent der Syrer und 72,1
Prozent der Afghanen. Bei
jungen Menschen aus So-
malia lag die Quote bei 85,8

Prozent. Nur zum Vergleich:
Der Anteil der Deutschen
ohne beruflichen Abschluss
lag in dieser Altersgruppe
bei 13,9 Prozent. Deutlich
steigend, und auch dies
noch viel zu viel. Noch
anders ausgedrückt: 2023
gab es insgesamt 56.000
Schüler ohne Schulab-
schluss. Im Jahr 2025 waren
es bereits 64.000, so der
„Malteser Migrationsbe-
richt 2025“ des Walter-Eu-
cken-Instituts unter Leitung
des Freiburger Ökonomen
Lars Feld.

Kulturelle Bereicherung?

Zu erinnern ist in diesem
Kontext an die Begeiste-
rungswelle der woken, lin-
ken und multikulti-Feti-
schisten, die diese Form der
Zuwanderung schon 2015
als Bereicherung meinten
definieren zu müssen. Der
ehemalige Präsident des
Europäischen Parlaments,
Martin Schulz (SPD), formu-
lierte: „Was die Flüchtlinge
zu uns bringen, ist wertvol-
ler als Gold.“

Und die frühere Fraktions-

vorsitzende der Grünen,
Katrin Göring-Eckardt, er-
klärte: „Wir kriegen jetzt
plötzlich Menschen ge-
schenkt“. Der Präsident des
Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung, Mar-
cel Fratzscher, erklärte im
März 2016: „Viele der Ge-
flüchteten werden die Ren-
ten der Babyboomer zah-
len“, wobei er allerdings
nicht merkte, dass er sich
selber widersprach, denn in
dem Interview mit dem
Evangelischen Pressedienst
erklärte er, dass etwa ein
Viertel der Geflüchteten
gut qualifiziert seien. Die
offene Frage blieb und
bleibt, was ist denn mit den
anderen 75 Prozent?

Kurzum, wir haben einmal
mehr eine massive Einwan-
derung in die Sozialsysteme,
die Sozialkosten explodieren
ebenso wie die Wohnkosten,
die Krankenkassenbeiträge
sind zu hoch, weil man ei-
nen Großteil dieser Lasten
ausschließlich den gesetzlich
Versicherten zumutet, an-
statt sie gerechterweise,
wenn überhaupt, auf alle
Steuerzahler zu verteilen.
Und deshalb klagen die
Krankenkassen auch zu
Recht gegen die Bundesre-
gierung, weil sie für diese
Gruppe von Menschen, die
im gesundheitlichen Notfall
natürlich versorgt werden
müssen, zu wenig Geld mo-
natlich pauschal erhalten.

Dramatische Auswir-
kung auf das Bildungs-
niveau

Professor Dr. Reiner Sinder-
mann von der TU Dresden
hat im Jahr 2015 mit Blick
auf das Bildungsniveau von

Migranten aus Südosteuro-
pa, Vorderasien und Afrika
festgestellt, dass die Testre-
sultate dieser Länder um
mehr als 110 Punkte auf ei-
ner Skala mit Durchschnitt
500 hinter Ländern wie
Deutschland und den USA
zurücklägen, was ca. drei
Schuljahren Kompetenzun-
terschied entsprechen wür-
de. Zu einer ähnlichen Aus-
sage kam der seinerzeitige
Chef des ifo-Instituts, Hans-
Werner-Sinn, der am Bei-
spiel der jungen Syrer er-
klärte, dass deren Rück-
stand bei vier bis fünf Jah-
ren Schulbildung liege.

Wenn man diese jungen
Menschen in unser deut-
sches Bildungssystem auf-

nimmt, in Schulklassen, die
immer heterogener wer-
den, muss man sich über das
finale Ergebnis von schuli-
scher Qualität bei allen An-
strengungen der Pädago-
gen nicht wundern. Wir ha-
ben in Deutschland leider
immer mehr Kinder mit ge-
störtem Sozialverhalten –
selbstverständlich nicht alle,
aber es ist eine sehr pau-
schale Aussage, die viele
Pädagogen bestätigen wer-
den -, immer mehr Kinder
im Unterricht, die der deut-
schen Sprache nicht mäch-
tig sind oder nur rudimen-
tär, immer mehr Inklusions-
kinder, die nicht in der Lage
sind, intellektuell gesehen
dem Regelunterricht zu fol-
gen, immer mehr Kinder
aus Ethnien, die sich der
Notwendigkeit des schuli-
schen Erfolges nicht be-
wusst sind und Schule als
lästige Pflichtübung verste-
hen, usw. usw.

Wer dann noch glaubt,
man könne fachlich fun-
dierten Unterricht auf ho-
hem Niveau erteilen, kennt
die Lebenswirklichkeit
nicht. Auch dies ein Ergeb-
nis von Migration, im Übri-
gen schon im Jahr 2000 bei
der ersten Pisa-Studie fest-
gestellt. Niemand wollte es
hören. Und wer darauf hin-
wies, galt überspitzt formu-
liert als Rassist. Diese „Ras-
sisten“ haben leider recht
behalten.
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EU-Haushalt

Deutschland könnte 2,15 Milliarden sparen
Meinungsfreiheit nur für die „Richtigen“

(red). Die Europäische Uni-
on hat aktuell ihren soge-
nannten siebten Rechts-
staatsbericht veröffentlicht.
Als Ergebnis soll ein neuer
Förderplan unter dem Na-
men „AgoraEU“ installiert
werden. Vorgesehen sind
8,5 Milliarden Euro für den
nächsten EU-Haushalt von
2028 bis 2034. Deutschlands
Anteil an den EU-Ausgaben
liegt in der Regel bei ca. 25
Prozent. Mit anderen Wor-
ten, Deutschland könnte
nur bei diesem einen einzi-
gen Beispiel 2,15 Milliarden
Euro einsparen. Formales
Ziel dieses Förderpro-
gramms ist es, „die Zivilge-
sellschaft, Medienfreiheit,
Gleichstellung und die Wer-
te der Union“ zu stärken.
Das klingt zunächst einmal
natürlich positiv.

Aber…!
Wer allerdings als Verbrei-
ter von „Desinformatio-
nen“, oder als Gefahr für
„gesellschaftliche Resili-
enz“, oder als Akteur „aus-
ländischer Informationsma-
nipulationen“ eingeordnet
wird, findet sich außerhalb
des Schutzbereiches der
Meinungsfreiheit wieder.
Denn das Problem, so Fati-
na Keilani in einem sehr be-
merkenswerten Kommen-
tar in der Zeitung „Die
Welt“, wird von der EU de-
finiert. Nicht mehr als Ab-
wehrrecht des Bürgers ge-
gen staatliche Eingriffe,
sondern als Bestandteil ei-

ner von ihr beaufsichtigten
demokratischen Ordnung.
Ein Freiheitsverständnis, das
zwischen nützlicher und
gefährlicher Rede unter-
scheidet, ist im Ergebnis
nicht freiheitlich.

Beispiel für einen
Eingriff in die
Meinungsfreiheit
Der frühere Schweizer
Oberst Jacques Baud hat
über das Netz russland-
freundliche und vielfach kri-
tisierte Deutung des Ukrai-
ne-Krieges veröffentlicht.
Auffassungen, die man
wirklich nicht teilen muss,
inhaltlich auch kaum teilen
kann. Aber gleichwohl hat
ihn der EU-Rat im Dezem-
ber 2025 wegen „Informa-
tionsmanipulation und Ein-
flussnahme“ mit Vermö-
genssperre und Reisebe-
schränkungen ohne vorhe-
riges Strafurteil belegt. Sei-
ne beanstandete Tätigkeit
bestand im Wesentlichen
aus Büchern, Interviews und
Analysen, die zu der ge-
nannten Bestrafung führ-
ten, wohlgemerkt ohne
(!!!) Gerichtsurteil. Das ist
keine Freiheit.

Jetzt wird, so die Planung,
„AgoraEU“ 8,6 Milliarden
Euro in die Hand gegeben.
Damit werden in der Regel
linke NGOs finanziert, die
private Kommunikation
und Überwachungsmelde-
stellen einrichten – die Sta-
si lässt grüßen -, um so, wie
auch das aktuelle Beispiel

Chatkontrolle missliebige
Publizisten, Bürger zu sank-
tionieren. Oder anders for-
muliert, so Keilani, die Uni-
on definiere ihre Werte, fi-
nanziere Verbände, die sie
vertreten und berufe sich
anschließend auf deren Zu-
stimmung als Vertreter der
sogenannten „Zivilgesell-
schaft“.

Wenn die EU nicht unter-
scheidet zwischen strafba-
ren Handlungen und „fal-
scher Meinung“, so gibt es
keine echte Meinungsfrei-
heit mehr im Netz. Und ge-
nau das war die berechtig-
te Kritik des US-amerikani-
schen Außenministers J.D.
Vance bei der Münchener
Sicherheitskonferenz 2025,
als er davon sprach, dass
sich Europa von der freien
Rede zurückziehe und Be-
griffe wie „Missinformati-
on“ und „Disinformation“
einführe, um abweichende
Auffassungen auszugren-
zen. Damit verabschiede
sich Europa aus der gemein-
samen Werteordnung.
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Linke Vorfeldorganisationen im Geiste
des Nationalsozialismus

(red). Vor wenigen Wochen
fand im Publix-Haus, dem
Sitz von selbsternannten
Nichtregierungsorganisati-
onen wie Correctiv und Ha-
teAid, eine Podiumsdiskus-
sion mit Familienministerin
Karin Prien (CDU) statt. So-
weit, so gut. Daran teilneh-
men wollte ein NIUS-Repor-
ter, der während der Podi-
umsdiskussion ein Hausver-
bot erhielt. Wahrscheinlich
hat man ihn erst dann er-
kannt.

Die Begründung der wo-
ken und intoleranten Sze-
ne: „Wissen Sie, das ist hier
ein Haus, das unter anderem
sich dafür einsetzt, gemein-
wohlorientierten Journalis-
mus zu fördern.“ Aus per-
sönlicher Perspektive, aber
auch aus wissenschaftlicher
Perspektive sei das, was NIUS
mache, kein Journalismus
und schon gar kein gemein-
wohlorientierter. So der wa-
ckere Kämpfer gegen rechts.

Was haben die Nazis
dazu gesagt?
Im 25-Punkte-Programm
der Nationalsozialisten
steht unter Punkt 23: „Wir
fordern den gesetzlichen
Kampf gegen die bewusste
politische Lüge und ihre
Verbreitung durch die Pres-
se. Um die Schaffung einer
deutschen Presse zu ermög-
lichen, fordern wir, Zeitun-
gen, die gegen das Gemein-

wohl verstoßen, sind zu ver-
bieten.“

Haben hier etwa Linke
von den Nationalsozialisten
abgeschrieben?

Parallelen
Linke wie Correctiv oder
HateAid maßen sich an, zu
definieren, was Gemein-
wohl ist, maßen sich an,
festzulegen, was Journalis-
mus ist und begreifen be-
wusst nicht, dass Journalis-
mus eigentlich als unabhän-
gige Kontrollinstanz zu ver-
stehen ist und nicht als Teil
staatlich gesteuerter Kom-
munikation. Es waren die
Nazis, die aufgrund des Ge-
meinwohls, wie im Übrigen
auch in der DDR zu SED-Zei-
ten die Politkommissare, die
aufgrund des sogenannten
Gemeinwohls Veranstaltun-
gen verboten, Bücher verbo-
ten, Zeitungen verboten,
unliebsame Meinungen kri-
minalisierten und vieles an-
dere mehr. Geführt hat dies
zu Konzentrationslagern, zu
politischen Gefängnissen in
der DDR.

Den Gutmenschen, den
Linken und Woken auf die-
ser Welt, sei ein Satz des
französischen Philosophen
Voltaire entgegengehalten,
der einmal formuliert hat:
„Ich mag verdammen, was
du sagst, aber ich werde
mein Leben dafür geben,
dass du es sagen darfst.“
Demokratie sollte eigent-
lich auch heute von der in-
haltlichen Auseinanderset-
zung, vom intellektuellen
Streit um die beste Lösung
getragen sein. Von einer Kul-
tur der Nachdenklichkeit und
der Bereitschaft, eigene Po-
sitionen zu überdenken.
Davon ist im heutigen
Deutschland kaum noch et-
was übriggeblieben. Wer
derart intellektuell minder-
bemittelt ist, für den gibt es
nur Faschisten und Rassisten
auf dieser Welt. Gemeint
sind alle (!), die nicht zur glei-
chen Meinung tendieren, die
man selbst von linker Seite
aus gesehen vertritt. Mei-
nungsfreiheit, Pluralität und
Demokratie funktionieren
anders.

(red). Eine französisch-ma-
rokkanische Journalistin hat
aktuell ein Buch veröffent-
licht. Auf Deutsch lautet der
Titel „Die neuen Antisemi-
ten“. Über ein Jahr lang hat
sich die mutige junge Dame
nach dem Terrorangriff der
Hamas auf israelische Sied-
ler in Frankreich in diesen
Kreisen bewegt. Nicht ein-
fach, nicht ungefährlich,
aber die Erkenntnisse ha-
ben sich gelohnt, wie sie in
einem Interview mit der Zei-
tung „Die Welt“ deutlich
machte.

Parallelen zwischen
Linken und Islamisten
Ein Ergebnis ihrer Recher-

che, es gebe eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen is-
lamistischen und linken
Kreisen. Die islamistischen
Muslimbrüder wollten de-
mokratische Institutionen
destabilisieren und das
Scharia-Gesetz einführen.
Linksradikale wollten
ebenfalls demokratische In-
stitutionen destabilisieren,
nur minus Scharia. Hinzu
komme der gemeinsame
Feind, nämlich der Jude, in
ihrer Wortwahl der „Zio-
nist“.

Die Terroristen der Hamas
würden ebenso verherrlicht
wie die Hisbollah, die Hut-
his oder auch die Islamische
Republik im Iran, geführt

von einer Mörderbande, die
skrupellos jegliche Opposi-
tionelle hinrichten lässt.

Demokratieverständnis?
Seit der Veröffentlichung
des Buches im September
2025 habe sie, so Nora Bus-
signy, eine Vielzahl von Le-
sungen zu dem Buch durch-
geführt. Polizeischutz ist an
der Tagesordnung. Linke
Ökoaktivisten, sogenannte
Antifaschisten, Islamisten,
sie alle versuchen immer
wieder, diese Veranstaltun-
gen zu verhindern.

Soweit zum Thema Tole-
ranz auf der linken Seite
gegenüber anderen Mei-
nungen.

Muss das sein?

Verteidigungsministerium soll für 400
Millionen erweitert werden

(red). Bereits im August
2024 hat das Bundesvertei-
digungsministerium ein Be-
werberverfahren gestartet
mit dem Ziel, das Bundes-
ministerium der Verteidi-
gung auf dem bestehenden
Liegenschaftsbereich in Ber-
lin-Tiergarten, der soge-
nannte Bendler-Block,
großzügig zu erweitern.
Die Baumaßnahme soll, wie
könnte es anders sein, nach

Gold-Standard nachhaltig
erbaut werden. Eine Num-
mer kleiner geht es nicht.
35.000 Quadratmeter soll
der Amtssitz von Bundes-
verteidigungsminister Boris
Pistorius (SPD) größer wer-
den. Er ist damit größer als
das Reichstagsgebäude.
Und wenn man schon beim
Bauen ist, so der Wunsch
des Ministers und seines
Ministeriums, soll ein Para-

deplatz in der Mitte zwi-
schen Staatsgästetreppe
und Ehrenmal neu angelegt
werden. Schlappe Kosten
400 Millionen Euro. Und
wenn wir, liebe Leserinnen
und Leser, heute eine Wet-
te eingehen würden, wo-
nach das Projekt am Ende
deutlich teurer wird, dürf-
ten wir vermutlich gewin-
nen. Wir halten Sie gerne
auf dem Laufenden.
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Wieso ist Alice Schwarzer „umstrittene Feministin“?

Die Toleranz der LSBTIQ-Community ist überschaubar
(red). Die Familie der LS-
BTIQ-Aktivisten fordert von
der Mehrheitsgesellschaft
seit Jahren nicht nur Akzep-
tanz und Anerkennung und
hat so manches Mal auch
Sonderwünsche. Wer dem
nicht nachkommt, gilt au-
tomatisch als queerfeindlich
oder transphob. Umgekehrt
ist diese Community nicht
zimperlich darin, Menschen,
die von zwei Geschlechtern,
nämlich Mann und Frau,
sprechen, was biologisch
völlig unumstritten ist, zu

dämonisieren. So vor weni-
gen Wochen mit Alice
Schwarzer geschehen. Sie
wurde im „Spiegel“ zur
„umstrittenen Feministin“
heruntergestuft, weil sie
darauf besteht, dass es bio-
logisch nur zwei Geschlech-
ter gibt. Als sie kürzlich im
Hamburger Staatstheater
aus ihrem Buch „Feminis-
mus pur“ lesen wollte, for-
derten 340 Theaterbeschäf-
tigte, wirklich wahre Demo-
kraten, sie auszuladen un-
ter der Parole „Keine Büh-

ne für Hetze“.
Die Queer-Beauftragte

der Bundesregierung, mit
Steuergeldern alimentiert,
veröffentlichte unter ihrem
Amts-Logo – ein glatter
Missbrauch ihrer Zuständig-
keit – eine Montage, die Ali-
ce Schwarzer neben Donald
Trump zeigte. Schwarzers
„Transfeindlichkeit“ besteht
nicht nur darin, biologisch
richtig erkannt zu haben,
dass es Mann und Frau gibt,
sondern auch darin, dass sie
keine biologischen Männer,

die für sich einfach mal so
erklären, sie seien jetzt weib-
lich, in der Frauen-Sauna se-
hen will. Es gibt aktuell den
Fall eines biologischen Man-
nes, eines Rechtsradikalen,
der sich kurzfristig als Frau
definiert hat und fordert, sei-
ne Strafe im Frauengefäng-
nis abzusitzen.

Alleine eine Diskussion
darüber, und die gibt es in
der Form nur in Deutsch-
land, macht deutlich, in wel-
chem Geisteszustand dieses
Land zumindest in Teilen ist.

Diese EU braucht niemand

Verpackungsverordnung behindert Mittelstand
(red). Geht es nach dem Wil-
len der EU-Kommission, sol-
len in den nächsten Jahren
rund 2500 Beamte zusätzlich
den Moloch Brüssel ergän-
zen. Es bleibt zu hoffen, dass
die Staatenlenker Europas
diesem Unfug massiv wider-
sprechen und auf eine Stel-
lenkürzung drängen, denn
das Ganze kostet Geld. Und
welch ein Unfug herauskom-
men kann, wenn man die
Brüsseler Bürokraten schal-
ten und walten lässt, konn-
te man in der Vergangen-
heit sehen. Vielleicht erin-
nern sie sich daran, liebe Le-
serinnen und Leser, dass es
vor annähernd 40 Jahren die
Verordnung zur Krümmung
der Gurke gab und vor
knapp 15 Jahren den Ver-
such, Restaurants zu verbie-
ten, Olivenöl in Kännchen zu
servieren.  Man könnte noch
viele weitere Beispiele nen-
nen. Jetzt gibt es einen neu-
en Schildbürgerstreich. Es
geht um die Verpackungs-
verordnung.

Verpackungsverordnung
Ziel ist es, dass, was im Prin-
zip ja gut ist, jeder Bürger
weniger Verpackungsmüll
produzieren soll. Derzeit sind
es europaweit rund 178 Kilo
pro Jahr, in Deutschland im
Übrigen 215. Das ist das Er-
gebnis der Versandbestell-
möglichkeiten über das In-
ternet. Experten gehen von
ca. 6 Milliarden Fuhren aus.
Auf die Klimabilanz soll an
dieser Stelle gar nicht einge-
gangen werden. Aber es
wäre ein wunderbarer Bei-
trag zur Stärkung der Innen-
städte, wenn man erreichen
würde, zumindest einen Teil
der Bestellungen bei einem
Bummel durch die Altstadt
zu ersetzen. Das aber nur am
Rande.

Damit künftig nicht mehr
so viel Verpackungsmüll pro-
duziert wird, gibt es jetzt
eine Verordnung. 124 (!)
engbedruckte Seiten mit 71
Artikeln und mehr als einem
Dutzend Tabellen. Geht es
nach dieser Verordnung,

müssen sich Unternehmen,
die „Verpackungen oder ver-
packte Produkte bereitstel-
len“, künftig auch um die
Entsorgung der Hüllen küm-
mern. Mit anderen Worten,
wenn beispielsweise ein
deutscher Imker seinen Ho-
nig nach Spanien, Italien
oder Frankreich verschickt
oder ein spanischer Wein-
händler Wein nach Deutsch-
land, dann muss er jeweils
sicherstellen, dass seine Ver-
packung in Spanien oder im
umgekehrten Fall in
Deutschland recycelt wird.
Deshalb sollen sich die Be-
triebe künftig in jedem ein-
zelnen Zielland separat in ein
Register eintragen, und wer
keine Niederlassung im Ziel-
land betreibt, soll dort einen
Bevollmächtigten benennen,
der dann behördlich belangt
(!) werden kann.

Warenverkehr wird
behindert
Europa war ja ursprünglich
einmal mit dem Ziel einer

Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) gestartet
mit dem Anspruch eines frei-
en Warenverkehrs, grenzü-
berschreitend, was ja auch
Sinn macht. Das, was sich
jetzt Bürokraten auf 124 Sei-
ten erdacht haben, ist genau
das Gegenteil, denn viele
Mittelständler, die Nischen-
produkte herstellen und
auch in das europäische Aus-
land vertreiben, werden
künftig notgedrungen auf
diesen Markt verzichten
müssen, weil sie nicht in Ver-
antwortung dafür genom-
men werden wollen, dass vor
Ort die Verpackung ord-
nungsgemäß recycelt wird.
Selbst wenn man eine Ver-
einbarung vor Ort hätte,
bleibt immer noch das Rest-
risiko, was passiert, wenn vor
Ort ein Vertragspartner sei-
nen Vertragspflichten nicht
ausreichend nachkommt.
Kann der deutsche Betrieb
dann gleichwohl belangt
werden? Eine spannende
Frage für Juristen.

Gegen Arbeitszeiterhöhung in der Wirtschaft – aber:
Arbeitszeiterhöhung in der SPD-Bundesgeschäftsstelle
(red). Glaubwürdig ist das
Ganze nicht, wenn man als
Partei 2023 noch die 32-
Stunden-Woche von Arbeit-
gebern für Arbeitnehmer
gefordert hat, natürlich mit
vollem Lohnausgleich, und es
jetzt aktuell Planungen in
der SPD-Bundesgeschäfts-
stelle im Willy-Brandt-Haus
gibt, wonach die aktuell gel-
tende 37-Stunden-Woche
gestrichen werden soll mit
der Maßgabe, mehr (!) zu
arbeiten.

Aufgrund der schlechten
wirtschaftlichen Lage
macht die SPD genau das,
was viele Arbeitgeber not-
gedrungen leider immer
häufiger machen müssen,
und zwar Personal zu ent-
lassen, Personal abzubauen,
Mitarbeiterstellen zu strei-
chen. Kein Arbeitgeber
macht dies gerne. All das
wird in schöner Regelmä-
ßigkeit von Links kritisiert.
Hintergrund
Die SPD hat bei der Bundes-

tagswahl gut 16 Prozent der
Stimmen bekommen, das bis
dahin schlechteste Ergebnis.
Das bedeutet im Umkehr-
schluss, dass ihr in den nächs-
ten Jahren aus der staatli-
chen Parteienfinanzierung
einige Millionen Euro fehlen
werden. Deshalb ist man
dabei umzusteuern. Aus
rund 200 Stellen im Jahr 2025
sind es zurzeit noch rund 170
geworden, und in den nächs-
ten Jahren soll die Zahl wei-
ter schrumpfen auf dann

noch in etwa 145.
Aktuell heißt das, befriste-

te Verträge wurden nicht
verlängert, ältere Mitarbei-
ter erhielten Abfindungen.
Unter ökonomischen Aspek-
ten ein völlig normales Ver-
fahren. Nicht so aber bei ei-
ner Partei, die von Arbeitge-
bern das fordert, was sie
selbst nicht in der Lage ist
gegenüber den eigenen Mit-
arbeitern einzuhalten.
Glaubwürdigkeit sieht
anders aus.
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Karl-Heinz Köhler aus Sinn ist der neue Skatmeister
der CDU an Lahn und Dill

(K.W.) Am Sonntag, den
16.08. um 14 Uhr fand im
Vereinsheim des VfB Aßlar
bei hochsommerlichen Tem-
peraturen das 27. Skattur-
nier der CDU Lahn-Dill statt.
Eröffnet wurde das Turnier
durch Kreisvorstandsmit-
glied und Mitglied des
Landtages (MdL) Herrn
Frank Steinraths.

Besonders begrüßen
konnte er neben den 29
Teilnehmern den Skatmeis-
ter des letzten Jahres, Herrn
Volkmar Krekel aus Men-
gerskirchen und den Vor-
jahres Dritten, Herrn Roland
Welsch aus Mittenaar.

Leider musste Herr Stein-
raths wegen terminlichen
Überschneidungen den Eh-
renvorsitzenden der CDU
Lahn-Dill Herr Hans Jürgen
Irmer entschuldigen.

Anschließend gab er die
Preise des diesjährigen
Skatturniers, einen Gut-
schein vom Bundespresse-
amt (BPA) für die Teilnah-
me von 2 Personen an ei-
ner 4-tägigen Bildungsrei-
se in das politische Berlin, 5
Geldpreisen und 4 Sachprei-
sen bekannt.

Seinen Dank für die gute
Vorbereitung dieses Tur-
niers richtete Herr Stein-
raths an die Mitarbeiter der
CDU-Kreisgeschäftsstelle,
den VfB Aßlar für die Be-
reitstellung der Räumlich-

keiten und an das Ehepaar
Scheiter.

Nach einigen logistischen
Hinweisen vom Vereinswirt,
Herrn Jürgen Scheiter, gab
es dann von Herr Wengen-

roth einige Informationen
zum weiteren Verlauf des
Skatturniers.

Gespielt wurden 2 gelos-
te Serien an 5 Vierertischen
und 3 Dreiertischen (48

Spiele am 4er Tisch und 36
Spiele am 3er Tisch), Abreiz-
geld 1 € und einer Zeitbe-
grenzung von je ca. 2 ¼
Stunden gespielt.

Hinweise und Regeln aus

der Deutschen Skatordnung
waren in Auszügen auf der
Rückseite der Spiellisten ab-
gedruckt.

Gegen 15:00 Uhr konnten
dann noch alle Anwesen-

von links: Kurt Wengenroth, Karl Köhler, Ari Temeridis
        (Foto: Kurt Wengenroth)

den von dem Vorsitzenden
der CDU Lahn-Dill und Mit-
glied des Bundestages
(MdB) Herrn Johannes Volk-
mann, der dem Turnier ei-
nen guten Verlauf und al-
len einen guten Skat
wünschte, begrüßt werden.

Nach ca. 5 Stunden Spiel-
zeit wurde dann durch
Herrn Wengenroth der
neue Skatmeister der CDU
an Lahn-Dill ermittelt und
die Preisverleihung vorge-
nommen.

Der Skatmeister und Ge-
winner des 1. Preises, der
BPA-Fahrt nach Berlin, Herr
Karl Köhler aus Sinn konn-
te sich mit 2549 Punkten
gegenüber Herrn Ari Teme-
ridis aus Dillenburg mit
2479 Punkten, Herrn Gün-
ter Röth aus Löhnberg mit
2455 Punkten durchsetzen
und die Fahrt für 2 Perso-
nen nach Berlin mit nach
Hause nehmen.

Unser Dank geht an Herrn
Siegfried Wehrum aus Hüt-
tenberg der sich kurzfristig
als Schiedsrichter zur Ver-
fügung stellte, an den VfB
Aßlar für die Bereitstellung
der Räumlichkeiten, an das
Ehepaar Scheiter für die tol-
le Bewirtung und an alle
Kartenspieler die diesem
Tag zu einem besonderen,
schönen und kurzweiligen
Nachmittag verholfen ha-
ben

VdK-Ortsverband Garbenheim veranstaltete Grillfeier
  (S.D.) Auf der „Reither
Alm“ zu feiern, mit dem
herrlichen Rundumblick ins
Lahntal, ist immer wieder
schön.
Der VdK-Ortsverband Gar-
benheim hatte auch in die-
sem Jahr seine Mitglieder
zur traditionellen Grillfeier
auf die „Reither Alm“ ein-
geladen.

Zu Beginn der Veranstal-
tung begrüßte der Vorsit-
zende Gerald Thamm die
Anwesenden und zeigte
sich erfreut, dass trotz der
hohen Temperaturen 42
Personen der Einladung des
Vorstands gefolgt waren. In
seiner Ansprache wies der
Vorsitzende unter anderem
auf das ausgelegte Infoma-
terial hin, in dem die Ar-
beit des VdK Hessen-Thü-
ringen ausgiebig vorgestellt
wird. Zudem informierte er
die anwesenden Teilneh-

mer über die Einladung zur
Veranstaltung „Tag der Hei-
mat“ des Bundes der Ver-

triebenen (BdV), die am
13.09.2026 stattfindet.

Zur Kaffeezeit ließen sich
die Besucher den hausge-

machten Kuchen schme-
cken. Zum Abschluss der
Veranstaltung gab es für

die Gäste noch Würstchen
vom Grill. Eine gelungene
Veranstaltung so die Rück-
meldung der Teilnehmer an

den Vorsitzenden Gerald
Thamm.

Über die nächsten Veran-

staltungen des VdK Ortsver-
bandes Garbenheim wer-
den die Mitglieder zeitnah
informiert.

Die Teilnehmer der  traditionellen Grillfeier auf die „Reither Alm“         (Foto: S.Droß)

Mutige Worte eines türkischen und schwulen Migranten
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Keine Angst vor „Rechten – Angst vor arabischen Muslimen“
(red). Es ist noch nicht lan-
ge her, da war in der Zei-
tung „Die Welt“ ein sehr
bemerkenswerter Artikel zu
lesen, geschrieben von ei-
nem Mann, der als Kind tür-
kischer Einwanderer in Süd-
hessen geboren wurde,
muslimisch und schwul war.
Heute ist er Mitglied im Zen-
tralrat der Ex-Muslime, und
er macht aus seiner Homo-
sexualität, die er in Köln
lebt, kein Geheimnis. Im
Gegenteil.

Für ihn und andere Homo-
sexuelle habe sich die Situ-
ation in Köln seit 2015 mas-
siv verschlechtert. Es gebe
sogenannte No-Go-Zonen,
wo man sich überlegen müs-

se, ob man mit seinem Part-
ner Hand-in-Hand gehe. Er
habe dabei keine Sorge vor
irgendwelchen „Rechten“.
Von denen werde man
nicht angepöbelt.

Man habe Angst vor ara-
bischen und afghanischen
Muslimen mit täglicher
Aggression, homophoben
Sprüchen, Androhung von
Gewalt und anderes mehr.

Wer die Wahrheit sagt,
tappt in die moralische
Falle
Losgelöst von diesen Be-
drohungen sei allerdings
das de facto auferlegte Re-
deverbot, das genau von
denen auferlegt werde, die

sich sonst als die größten
Demokratie-Retter insze-
nierten, nämlich vor allem
SPD, Grüne und Linke, die
jeden Aufzug nutzten, um
sich für ihre vermeintliche
Progressivität feiern zu las-
sen.
Doch wenn man ausspre-
che, vor wem man wirklich
Angst habe, dann schnap-
pe die moralische Falle zu.
Dann sei man ganz schnell
rassistisch, rechts oder isla-
mophob. Im Übrigen ein
bewährtes Muster, um jede
Form von Kritik zu unter-
binden.

Um das multikulturelle
Weltbild von SPD, Grünen
und Linken nicht zu gefähr-

den, würde man die Sicher-
heit Homosexueller opfern.
Die „organisierte Blindheit“
sei der Kölner SPD-MdB Karl
Lauterbach, der sich gerne
von der queeren Commu-
nity feiern lasse, aber vom
täglichen Leben keine Ah-
nung habe. Man sollte des-
halb überlegen, ob beim
CSD nicht grundsätzlich alle
Parteien verboten werden
sollten, denn der CSD wer-
de als billige Kulisse für Po-
litiker instrumentalisiert.
Mutige Worte, die Anlass
geben sollten, darüber
nachzudenken, wie
Deutschland dasteht, wenn
die Islamisierung weiter
fortschreitet.
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Bei Kaiserwetter – am Nach-
mittag schon einen Tick zu
warm – fand die 11. Wetz-
larer Polizeischau im Stadi-
on Wetzlar statt. Es war das
größte Angebot, das bisher
präsentiert werden konnte
und zu einem wunderbaren
Familienfest für Groß und
Klein mutierte. Eltern,
Großeltern mit Kindern und
Enkeln waren ebenso zu-
gegen wie Jugendliche, die
gezielt bei Bundeswehr,
Zoll, Polizei oder Justizmi-
nisterium nachfragten, wel-
che Karrieremöglichkeiten
es dort gibt. Ein breitgefä-
chertes Mitmachangebot
für Kinder mit Geschicklich-
keitsspielen, Löschübungen
durch die Jugendfeuer-
wehr, Fahrradcodierung
und Fahrradparcours. Gro-
ßen Anklang fand auch das
beliebte Polizei-Motorrad
mit der Möglichkeit, sich
darauf fotografieren zu las-
sen. All das gehörte wie
immer zum integralen Be-
standteil der Polizeischau.
Musikalisch begleitet wur-
de die Polizeischau vom
„Neuen Schwalbacher Blas-
orchester“, das in absolu-
ter Perfektion über ein breit
gefächertes musikalisches
Repertoire verfügte. Eine
Bereicherung war auch der
Spielmannszug der Feuer-
wehr Wetzlar, verstärkt
durch befreundete Spiel-
mannszüge, die am Nach-
mittag auf den Verkauf von
Losen für das beliebte En-
tenrennen der Feuerwehr
aufmerksam machten. Eine

Über 10.000 Zuschauer bei der 11. Wetzlarer Polizeischau
Ein fröhliches, friedliches Familienfest für Groß und Klein

Ein großer Dank an alle rund 300 Akteure

Offizielle Eröffnung der Polizeischau in Verantwortung von Pro Polizei Wetzlar e.V.

großartige Einrichtung der
Feuerwehr, denn der Erlös
geht in einen großen Topf,
aus dem Menschen Unter-
stützung finden können,
die einen Brandschaden er-
litten haben.
Im Rahmen des Program-
mes gab es verschiedene
Hundevorführungen, die
auf große Aufmerksamkeit
stießen, eröffnet von der
Hundestaffel der Polizei
Mittelhessen, eine Vorfüh-
rung der Diensthunde der
Bundespolizei sowie der
Diensthunde der Justiz und
zum Schluss eine Vorfüh-
rung der Rettungshunde
Mittelhessen. Alle top Vor-
führungen mit unterschied-
lichen Anforderungen an
großartig ausgebildete
Hunde.

Großes Interesse fand
auch die „Zerlegung“ oder
besser gesagt die Bergung
aus einem verunfallten
Auto durch die Feuerwehr
mit Spreizschere und ande-
rem Material, unterstützt
von Sanitätern, die Men-
schen bergen und retten.
Gegen Ende der Veranstal-
tung gab es eine willkom-
mene kühle Dusche durch
den Wasserwerfer der hessi-
schen Polizei, der 5100 Liter
mitgeführtes Wasser in gro-
ßem Bogen auf die Stadi-
onfläche verteilte, sehr zur
Freude vieler Kinder, aber
auch mancher Erwachsener.

Highlight
Absolutes Highlight die Vor-
führung des Spezialeinsatz-

kommandos Nord aus Bau-
natal in Kombination mit
dem Einsatz des Eurocop-
ters der hessischen Polizei.
Eine beeindruckende Vor-
führung von absoluten Pro-
fis mit Pyrotechnik,
„Sprengsätzen“ und Über-
wältigung von „Kriminel-
len“. Moderiert wurde die
Veranstaltung profimäßig
von Dirk Daniels, der aller-
dings durch eine subopti-
male Lautsprecheranlage
im Stadion im hinteren Be-
reich der Rotasche etwas
eingeschränkt war. Hier ist
noch eine Optimierungs-
möglichkeit seitens der
Stadt.

Begrüßung
Zu Beginn konnte Pro-Poli-
zei-Vorsitzender Hans-Jür-
gen Irmer gemeinsam mit
seinem Vorstand in Vertre-
tung des kurzfristig verhin-
derten Innenministers Pro-
fessor Roman Poseck den
Staatssekretär im Hessi-
schen Innenministerium,
Martin Rößler, ebenso will-
kommen heißen wie Ober-
bürgermeister Manfred
Wagner, Bürgermeister Mi-
chael Hundertmark, Stadt-
rat Jörg Kratkey sowie die
Abgeordneten aus dem
Hessischen Landtag, Cirsten
Kunz-Strueder und Frank
Steinraths. Erstmalig dabei
der neue Vorsitzende des
Kreistages des Lahn-Dill-
Kreises, Leo Müller. Von der
großen Polizeifamilie galt
der Willkommensgruß dem
Leiter der Polizeidirektion

Lahn-Dill, Joachim Bernard,
dem Chef der Wetzlarer Po-
lizeistation, Michael Pagel,
und für die Kripo Lahn-Dill
in Vertretung von Udo John
Silke Bauch. Von der Bun-
despolizeidirektion aus Kas-
sel waren die Herren Scha-
de und Geißler angereist,
um ihre Verbundenheit mit
der Polizeischau zu bekun-
den.

Irmer machte in seiner
kurzen Ansprache deutlich,
dass diese Polizeischau, die
Pro Polizei jetzt zum 11. Mal
veranstaltete, dazu diene,
einerseits allen Akteuren
der gesamten Blaulichtfa-
milie die Möglichkeit der
Präsentation zu geben, der
Leistungsfähigkeit, der
Sympathiewerbung, ander-
erseits aber auch deutlich
zu machen, dass es mehr
denn je Aufgabe eines je-
den Bürgers ist, nicht still-
schweigend zuzuschauen,
wenn Rettungskräfte im
Einsatz, Bundespolizisten,
Zollbeamte oder auch Poli-
zeibeamte im Einsatz ver-
bal und physisch angegrif-
fen werden. Hier müsse
man als Gesellschaft ein kla-
res Stoppschild aufstellen
und gleichzeitig auch an die
Justiz appellieren, den vor-
handenen Strafrahmen im
Sinne der Inneren Sicherheit
höchstmöglich auszuschöp-
fen. Und wo das nicht ge-
linge, müsse die Politik ver-
stärkt über eine Verschär-
fung unterschiedlicher Ge-
setze nachdenken. Der
Dank gehe an all die Men-

Martin Rößler (Sts. Im HMdI)

Immer ein Blickfang – die Reiterstaffel

Das SEK wusste zu überzeugenKaum gelandet - schon waren die Zuschauer da.
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Dank gehe an all die Men-
schen, die sich jeden Tag für
die Innere Sicherheit und
damit die Freiheit des Ein-
zelnen einsetzen.

Staatssekretär Martin
Rößler dankte Pro Polizei
für einen überragenden
Einsatz im Laufe von 30 Jah-
ren zugunsten der Polizei
und der Tatsache, bewusst
Vermittler zwischen Bürger
und Polizei sein zu wollen,
und zugleich für ihre Präven-
tionsarbeit, die die andere
Seite der Medaille sei. Das
Land Hessen wisse um die Be-
deutung von Pro Polizei,
sage Dank und Anerken-
nung, und er könne sich als
Staatssekretär des Innenmi-
nisteriums nur den Worten
seines Vorredners anschlie-
ßen, wenn es darum gehe,
Polizei in all ihren Facetten
zu unterstützen.

Willkommene Abkühlung – 5000 l des Wasserwerfers der hessischen Polizei

Spektakuläre Vorführung des SEK in Kombination mit dem Eurocopter

Insgesamt 4 unterschiedliche Hundestaffeln und entsprechende Vorführungen gehör-
ten zu den Höhepunkten des Programms

Oberbürgermeister Wag-
ner, dem Irmer zuvor noch
einmal für die Unterstüt-
zung durch die Stadt Wetz-
lar gedankt hatte, wies
ebenfalls darauf hin, wie
wichtig Sicherheitsorgane
und Hilfsorganisationen al-

Fortsetzung von Seite 10

110.000 KURIERWETZLAR

Erscheint monatlich

IM
WETZLAR-KURIER
INSERIEREN
www.wetzlar-kurier.de

Anregung für die Polizeischau am 13.8.2028

Nichts ist so gut, als dass es nicht noch verbessert
werden kann. Und so nahm Pro Polizei Wetzlar gerne
konstruktive Anregungen aus dem Teilnehmerfeld
entgegen, um sie im Vorfeld der nächsten Polizei-
schau mit Betreiber und Stadt Wetzlar zu bespre-
chen.

Angeregt wurde, mehr Fahrradständer aufzustel-
len, mehr Sonnenschirme, gerade bei diesen Tempe-
raturen, die Erreichbarkeit durch Rollstuhlfahrer par-
tiell zu verbessern bzw. entsprechend auszuschildern,
mehr Mülleimer aufzustellen, die Wartezeit an den
Getränkeständen zu reduzieren und die Preise im
Sinne von Familien zu überarbeiten (dies ist mit dem
Betreiber bereits final besprochen worden) und im
hinteren Bereich die Lautsprecheranlage des Stadi-
ons zu optimieren.

ler Art seien, wenn es dar-
um gehe, Menschen vor
Schaden zu bewahren. Er
ziehe deshalb seinen in der
Tat aufsitzenden Hut vor
der Leistung aller Akteure,
Pro Polizei Wetzlar einge-
schlossen.
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Photovoltaikanlagen ge-
raten ins Visier staatlicher
Cyberakteure. Darauf wei-
sen aktuell das Bundesamt
für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI) und
das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz hin.
Besonders interessant sind
dabei Anlagen, deren Mo-
nitoring- oder Steuerungs-
systeme ungeschützt über
das Internet erreichbar
sind.
Was zunächst nach einem
sehr speziellen Problem
klingt, betrifft in Wahrheit
fast jedes moderne Unter-
nehmen. Denn längst be-
stehen Unternehmensnetz-
werke nicht mehr nur aus
Computern und Servern.
Überwachungskameras,
Drucker, Telefonanlagen,
Zutrittskontrollen, Hei-
zungssteuerungen, Photo-
voltaikanlagen, Batterie-
speicher oder Ladeinfra-
struktur für Elektrofahrzeu-
ge sind heute ebenfalls ver-
netzt. Viele dieser Geräte
kommunizieren zusätzlich
mit Cloud-Diensten ihrer
Hersteller.
Damit sind sie Teil der IT-
Infrastruktur – auch wenn

- Anzeige -

sie häufig nicht als solche
wahrgenommen werden.

Die vergessene IT im Un-
ternehmen - Genau da-
rin liegt eine Gefahr
Der Arbeitsplatzrechner er-
hält regelmäßig Updates,

wird durch Sicherheitssoft-
ware geschützt und von der
IT betreut. Bei der Kamera
unter der Hallendecke oder
dem Wechselrichter der So-
laranlage sieht das häufig
anders aus. Solche Systeme
werden installiert, eingerich-
tet und funktionieren an-
schließend über Jahre. Ob sie
noch Sicherheitsupdates er-
halten, welche Dienste nach
außen erreichbar sind oder
mit welchen anderen Gerä-

ten sie im Unternehmens-
netz kommunizieren kön-
nen, gerät schnell aus dem
Blick.
Für einen Angreifer kann je-
doch gerade ein solches un-
scheinbares Gerät interes-
sant sein. Wird es übernom-
men, ist möglicher-weise
nicht das Gerät selbst das ei-
gentliche Ziel. Es kann viel-
mehr als Ausgangspunkt die-
nen, um weitere Systeme im
Netzwerk anzugreifen.
Aus einer Sicherheitslücke
in einer Kamera, einer Wall-
box oder einem Wechsel-
richter kann damit im un-
günstigsten Fall ein Pro-
blem für das gesamte Un-
ternehmen werden.

Nicht jedes Gerät muss
mit jedem sprechen
Ein wirkungsvoller Schutz
dagegen ist die sogenannte
Netzwerksegmentierung.
Das Prinzip ist einfach: Ein
Unternehmensnetzwerk
wird in getrennte Bereiche
aufgeteilt.
Eine Überwachungskamera
muss nicht mit dem Rech-
ner der Buchhaltung kom-
munizieren. Eine Wallbox
benötigt keinen Zugriff auf

den zentralen Dateiserver.
Und ein Wechselrichter
muss nicht sämtliche Ar-
beitsplatzcomputer errei-
chen können.
Trotzdem befinden sich sol-
che Geräte in Netzwerken
häufig gemeinsam in einem
einzigen Netzwerkbereich.
Wird eines dieser Systeme
kompromittiert, kann sich
ein Angreifer von dort aus
weiterbewegen.
Durch eine Segmentierung
werden beispielsweise Bü-
roarbeitsplätze, Server, Ka-
meras, Gebäudetechnik
und andere IoT-Geräte von-
einander getrennt. Eine
Firewall legt anschließend
fest, welche Kommunikati-
on zwischen diesen Berei-
chen tatsächlich notwendig
und erlaubt ist.
Man kann sich das wie
Brandschutzabschnitte in
einem Gebäude vorstellen.
Sie verhindern nicht, dass
irgendwo ein Brand entste-
hen kann. Sie sollen aber
verhindern, dass sich dieser
ungehindert im gesamten
Gebäude ausbreitet.

Wissen, was im eigenen
Netzwerk steckt

Hendrik Hauß,
Coreprotect

Netzwerksegmentierung
ersetzt dabei weder sichere
Passwörter noch regelmäßi-
ge Updates oder eine sau-
bere Konfiguration. Sie be-
grenzt aber den möglichen
Schaden, wenn ein einzelnes
Gerät doch einmal zum Ein-
fallstor wird. Der erste Schritt
ist deshalb erstaunlich sim-
pel: Unternehmen sollten
wissen, welche Geräte
überhaupt mit ihrem Netz-
werk verbunden sind.
Welche davon haben Zu-
griff auf das Internet, kom-

munizieren mit Cloud-
Diensten oder welche Sys-
teme sind von außen er-
reichbar? Wer kümmert
sich um deren Updates?
Und müssen diese Geräte
wirklich auf andere Berei-
che des Unternehmens
zugreifen können?
Die nächste Sicherheitslü-
cke steckt möglicherweise
nicht im Serverraum.
Vielleicht hängt sie seit
Jahren unbemerkt an der
Hallendecke – oder auf
dem Dach.

Core Protect IT GmbH & Co. KG
Zum Gutshof 2 · 35745 Herborn

Tel.: +49 2772 70 90 590
E-Mail: info@core-protect.de

Wir schützen,
was Ihr Unternehmen stark macht!

Wenn die Solaranlage zum Einfallstor wird

Rekordbeteiligung und Rekordspendensumme beim Charity-Golf-

Turnier der Rotarier Wetzlar

100 Golferinnen und Golfer erspielen gemeinsam mit
dem Golfclub Schloss Braunfels 27.000 Euro für drei

soziale Einrichtungen
(M.S.) Ein voller Erfolg für
den guten Zweck: Das Cha-
rity-Golf-Turnier der Rota-
rier Wetzlar, das in Koope-
ration mit dem Golfclub
Schloss Braunfels am 1. Au-
gust 2026 auf der Golfanla-
ge in Braunfels ausgetra-
gen wurde, hat in diesem
Jahr gleich mehrere Rekor-
de aufgestellt. Mit 100 Gol-
ferinnen und Golfern ver-
zeichnete das Turnier eine
Rekordbeteiligung.

Gleichzeitig konnte mit
zunächst 25.000 Euro ein
neues Rekordergebnis für
den guten Zweck erzielt
werden.

Durch eine zusätzliche
Spende wurde die Spen-
densumme im Anschluss
nochmals aufgestockt. Da-
mit können sich die drei
ausgewählten gemeinnüt-
zigen Einrichtungen über
jeweils 9.000 Euro und so-
mit über eine Gesamtspen-
densumme von sogar
27.000 Euro freuen.

Unterstützt werden in
diesem Jahr das Frauenhaus
Wetzlar, der Elternverein
leukämie- und krebskran-
ker Kinder sowie der Her-
zenswunsch-Krankenwa-
gen der Malteser. Alle drei
Organisationen leisten auf
unterschiedliche Weise
wertvolle Hilfe für Men-
schen, die sich in besonders
schwierigen Lebenssituatio-
nen befinden.

Das Charity-Golf-Turnier
der Wetzlarer Rotarier ver-
bindet seit jeher sportlichen
Wettbewerb mit gesell-
schaftlichem Engagement.

Die diesjährige Rekordbe-
teiligung unterstreicht da-
bei die große Bereitschaft
der Golferinnen und Golfer,
sich gemeinsam für soziale
Projekte in der Region und
darüber hinaus einzuset-

zen.
Ein wesentlicher Bestand-

teil des Erfolgs war erneut
die enge Zusammenarbeit
zwischen den Rotariern
Wetzlar und dem Golfclub
Schloss Braunfels. Das Ge-
lände des Golfclubs bot den
passenden Rahmen für ei-
nen sportlichen Tag, bei
dem neben dem Wettbe-
werb vor allem der gemein-
same Einsatz für den guten
Zweck im Mittelpunkt

stand. Dass aus dem Turnier
schließlich eine Spenden-
summe von insgesamt
27.000 Euro hervorging,
machte die Veranstaltung
zu einem besonderen Hö-
hepunkt.

Der Dank der Veranstal-
ter gilt allen Golferinnen
und Golfern, den Unter-
stützern und Sponsoren so-
wie den zahlreichen Helfer-
innen und Helfern, die zum
Gelingen des Turniers bei-
getragen haben. Das Re-
kordergebnis zeigt ein-
drucksvoll, was durch ge-
meinsames Engagement
von Sport, Ehrenamt und
regionalen Partnern er-
reicht werden kann.

Über das
Charity-Golf-Turnier
Das Charity-Golf-Turnier der
Rotarier Wetzlar wird in
Kooperation mit dem Golf-
club Schloss Braunfels ver-
anstaltet. Ziel ist es, sportli-

che Gemeinschaft mit sozi-
alem Engagement zu ver-
binden und ausgewählte
gemeinnützige Organisati-
onen und Projekte finanzi-
ell zu unterstützen. Die Er-
löse des Turniers kommen
unmittelbar den jeweils
ausgewählten Einrichtun-
gen zugute.ls e.V.), Gert
Espig (Präsident Rotary
Wetzlar), Stefan Zienert,
Alexander Nies, Silke Nies
und Melanie Spamer

Das Foto zeigt die Bekanntgabe des erzielten Erlöses für den guten Zweck, v.lks.:
Markus Spamer (Präsident GC Schloss Braunfels e.V.), Gert Espig (Präsident Rotary
Wetzlar), Stefan Zienert, Alexander Nies, Silke Nies und Melanie Spamer

35576 Wetzlar • Steubenstraße 13 • Siechhofstraße 35

Telefon (0 64 41) 3 27 05

Fahrschule Hans Seiler

Baubeschläge MaschinenEisen
Eisenwaren Werkzeuge Sicherheitstechnik
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Heidehof Sippel produziert das besondere
Original Black Garlic Grill-Kotelett

Große Beliebtheit bei den Grillfans

vlks.: Die Fleischereifachver-
käuferinnen: Anna und  Ele-
na im Verkauf
       (Foto: Heidehof Sippel)

Vor einigen Jahren einge-
führt, erfreut sich das
Black Garlic – Grill-Kotelett
vom Heidehof Sippel gro-
ßer Beliebtheit bei allen
Grillfans. Ein Steak, das
sogar den kompletten
Winter auch für die Pfan-
ne nachgefragt wurde
spricht für sich.
Extra schwere
Schweine
„Wir produzieren dieses
besondere Steak aus extra
schweren Schweinen, da-
mit sie groß genug und ge-
nügend intramuskuläres
Fett einlagern können, das
den besonderen Fleisch-
Geschmack bringt“, so Be-
triebsinhaber Holger Sip-
pel.
Was ist schwarzer
Knoblauch oder
auch Black Garlic?
Es handelt sich um ge-
wöhnlichen Knoblauch,
der auf natürliche Weise
fermentiert wird. Wäh-
rend des Prozesses wird fri-
scher Knoblauch mehrere

Tage unter kontrollierten
Bedingungen (Hitze und
Luft) auf natürliche Art ge-
altert (fermentiert). Eine
neue Aromakomposition,
einzigartig  und unver-
gleichbar – einfach genial.
Was ist am schwarzen

Knoblauch revolutio-
när?
Mit dem schwarzem Knob-
lauch, der durch einen
natürlichen Alterungspro-
zess entsteht, können wir
nun mehr Nutzen aus dem
Knoblauch ziehen. Im Un-
terschied zu normalem
Knoblauch ist der schwar-
ze Knoblauch komplett ge-
ruchlos und ohne Nachge-
schmack. Somit hat man
den vollen gesundheitli-
chen Nutzen der tollen
Knolle ohne Reue.

Genießen Sie Ihre Grill-
saison mit den besonde-
ren Original Black Garlic-
GrillKotelett, oder das
kleinere Black Garlic –
Hüftsteaks, auch als Frau-
en Black Garlic genannt.

Erhältlich auf dem Hei-
dehof Sippel in Möttau,
der Filiale Braunfels sowie
im neuen 16/7 Hofladen
Sippel  An der Hessenhal-
le 4 in Gießen.
(www.sippel-
heidehof.de)

- Anzeige - Antisemitismus? Ohne uns!
(J.H.) Am Haus der Präven-
tion in Wetzlar übergab
Lawrence De Donges,
Deutschland-Botschafter der
European Jewish Association
(EJA), unseren Vorstandsmit-
gliedern Heike Ahrens-Dietz
und Jannis Hahn Pins und
Aufkleber der Aktion „Anti-
semitismus ohne mich“.

Das Haus der Prävention ist
dabei ein passender Ort für
dieses Zeichen: Hier stehen
Prävention, Sicherheit und
die Stärkung unserer demo-
kratischen Gesellschaft im
Mittelpunkt. Umso wichtiger
ist es, auch beim Thema An-
tisemitismus frühzeitig Hal-
tung zu zeigen.

Denn für uns ist klar: Anti-
semitismus ist keine Mei-
nung – Antisemitismus ist
Menschenfeindlichkeit. Ob
Beschimpfungen, Hetze,
Schmierereien, Bedrohun-
gen oder Gewalt: Judenhass
darf niemals verharmlost
oder hingenommen werden.

Wir dürfen nicht weg-
schauen, wenn jüdische
Menschen angefeindet wer-
den. Wir müssen widerspre-
chen, Haltung zeigen und

jüdisches Leben schützen.
Als Pro Polizei Wetzlar ste-

hen wir für eine Gesellschaft,
in der jeder Mensch sicher
und ohne Angst leben kann.
Das gilt selbstverständlich

auch für jüdisches Leben in
Wetzlar. Antisemitismus hat
keinen Platz – nicht in Wetz-

lar, nicht im Lahn-Dill-Kreis
und nirgendwo in unserer
Gesellschaft.

Danke an @lawdyde und
die @ejassociation für dieses
wichtige Zeichen und den

gemeinsamen Austausch.
Antisemitismus? Ohne mich.
Ohne uns.

Baden-Württemberg

(red). Der neue Innenminis-
ter von Baden-Württem-
berg, Manuel Hagel (CDU),
will künftig die Staatsange-
hörigkeit von Tatverdächti-
gen grundsätzlich in Poli-
zeimeldungen nennen las-
sen. Entsprechend sollen

die Gesetze verändert werden.
Darüber hinaus, und da hat Hagel
recht, schlägt er eine bundesweit
einheitliche Regelung vor. Dies sei
nicht nur ein Zeichen von Trans-
parenz, sondern könne unter Um-
ständen auch Ermittlungsansätze
verbessern.

Täterherkunft soll genannt werden
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Finnland

Keine Arbeitsbereitschaft – keine Sprachkenntnisse: Keine finanziellen Leistungen

Nachrichten aus EuropaNachrichten aus Europa

(red). Finnland hat aktuell
vor, die finanzielle Unter-
stützung von Migranten
von deren Bereitschaft ab-
hängig zu machen, die fin-

nische oder schwedische
Sprache intensiv zu erler-
nen.

Das Gleiche gilt für die Ar-
beitsbereitschaft. Wer nicht

arbeiten will oder nicht be-
reit ist, sich zu integrieren,
wird entsprechend gar
nicht bis wenig subventio-
niert. Je größer die Bereit-

schaft zur Integration, je
größer die Bereitschaft, die
Sprache zu lernen und Ar-
beit aufzunehmen, desto
größer die staatliche Unter-

Norwegen

Rot-grüne Regierung unter Druck
Hohe Steuern – teurer Strom – Bandenkriminalität
(red). Es ist schon erstaun-
lich, dass auch in Norwegen,
das aufgrund der Erdöl- und
Erdgasvorkommen und eines
gut gefüllten Staatsfonds zu
den reichsten Ländern der
Welt gehört, die Debatten
aufflammen, die auch in vie-
len anderen europäischen
Staaten inklusive Deutsch-
land aktuell vorhanden sind.

Profiteur dort die Fremskritt-
spartiet (FrP) unter Führung
von Sylvi Listhaug. Sie regier-
te mit dem CDU-Äquivalent
Høyre bis zur Parlaments-
wahl 2021, stürzte auf 11,6
Prozent ab, um aus der Op-
position heraus vier Jahre
später 23,8 Prozent zu erhal-
ten. Das beste Ergebnis ihrer
bisherigen politischen Ge-

schichte. Aktuell liegt sie bei
ca. 30 Prozent. Høyre kommt
mittlerweile nicht einmal
mehr auf 15 Prozent.

Die Gründe für den demo-
skopischen Aufwind liegen
auch in Norwegen auf der
Hand. Extrem hohe Steuern,
teurer Strom, hohe Kraft-
stoffpreise, hohe Lebensmit-
telkosten und eine Vermö-

genssteuer, die Unternehmer
aus dem Land treibt. Hinzu
kommt das Thema Migrati-
on, eine ausufernde Banden-
kriminalität und ein Staat,
der glaubt, seine Bürger
immer stärker erziehen zu
müssen. Das erinnert unwill-
kürlich an die grüne Erzie-
hungs- und Verbotspartei in
Deutschland. Außerdem der

Schweden

Parlament beschließt „Wohlverhaltensgesetz“
Knallharte Ansage an alle Ausländer
(red). Wohin falsche Migra-
tionspolitik führen kann,
kann man aktuell in Schwe-
den beobachten. Schweden
galt lange Jahre als Hort der
kulturellen Vielfalt, als
Wohlfahrtsstaat mit offe-
nen Grenzen, Willkom-
menskultur und vielem an-
deren mehr.

Kehrtwende
Angesichts von Bandenkrie-
gen, Messerstechereien,

Schießereien in Großstäd-
ten, hoher Kriminalitätsra-
te von Ausländern und Asyl-
bewerbern, Belastung der
Sozialsysteme und vielem
anderen mehr hat das
schwedische Parlament ein
sogenanntes „Wohlverhal-
tensgesetz“ beschlossen,
das es in sich hat.

Deutschland sollte sich
ein Vorbild nehmen
Nicht alleine die Kriminali-

tät führt künftig zur Aber-
kennung des Aufenthalts-
rechts und in der Folge zur
konsequenten Abschie-
bung, sondern auch ande-
re Formen unerwünschten
Verhaltens.

Wer Vorschriften nicht be-
folgt, Gesetze missachtet,
behördliche Anweisungen
unterläuft, wer schwarz ar-
beitet, Sozialbetrug be-
geht, staatliche Sozialleis-
tungen missbräuchlich in

Anspruch nimmt oder auch
Verbindungen zu extremis-
tischen Gruppierungen hat,
dessen Aufenthaltsrecht
wird rigoros beendet. Rich-
tig so.

Befristetes Asylrecht
In Schweden spricht man bei
diesem Wohlverhaltensge-
setz von einer „unredlichen“
Lebensführung. Die Krönung
des Ganzen aller-dings be-
steht darin, dass Asyl künf-

Schweiz

Polizei muss Nationalität von Straftätern offenlegen
(red). Bis in die 1980er Jah-
re war es selbstverständlich,
dass bei Straftaten die Poli-
zei die Nationalität von po-
tenziellen oder gesuchten
Straftätern veröffentlichte.
Nicht zuletzt auch, um die
Suche gegebenenfalls zu
erleichtern. Mit zunehmen-
der Migration, auch in der
Schweiz, wurde dies dann
vor allem vom „Gutmen-

schentum“ mit der Begrün-
dung, dies sei Diskriminie-
rung und anderes mehr be-
kämpft. Die Debatte kennt
man aus Deutschland.

Jetzt hat aktuell der
Schweizer Ständerat, ver-
gleichbar mit dem Bundes-
rat in Deutschland, einer
Änderung der Strafprozess-
ordnung zugestimmt, nach-
dem der Schweizer Natio-

nalrat, vergleichbar mit
dem Bundestag, bereits im
September vergangenen
Jahres zugestimmt hatte.
Künftig muss die Polizei
also nicht nur die Staatsan-
gehörigkeit der Täter, der
Tatverdächtigen bekannt-
geben, sondern auch Alter
und Geschlecht, sofern Per-
sonen dadurch nicht iden-
tifiziert werden können.

Diese Änderung hatte
Benjamin Fischer, National-
rat (vergleichbar mit einem
Bundestagsabgeordneten
in Deutschland) von der
Schweizer Volkspartei be-
antragt mit der Begrün-
dung, „dass die Bevölke-
rung ehrlich, umfassend
und transparent über die
öffentliche Sicherheit infor-
miert wird“, so seine Aus-

Berechtigte Kritik an EU

Kinderschutz ja – Totalüberwachung nein
(red). Das Europäische Parla-
ment hat in diesem Jahr
bereits zweimal die soge-
nannte Chatkontrolle abge-
lehnt, die es Behörden er-
laubt, unverschlüsselte priva-
te Nachrichten nach Darstel-
lungen sexuellen Kindesmiss-
brauchs zu durchsuchen,
wobei Ende-zu-Ende ver-
schlüsselte Chats ausgenom-
men bleiben.

Dass alle Maßnahmen ge-
gen Kindesmissbrauch ergrif-
fen werden müssen, ist in der

Sache bei allen Kritikern und
Befürwortern unstreitig. Das
anlasslose Scannen einer jeg-
lichen privaten Chatnach-
richt erinnert aber viele an
die Geheimdienste totalitä-
rer Staaten. Diejenigen, die
sich perverser Weise mit Kin-
derpornografie und Kindes-
missbrauch beschäftigen,
werden nicht in unverschlüs-
selten Chats ihre Vorlieben,
ihre Abartigkeiten und an-
deres mehr präsentieren,
sondern genau das geschieht

in verschlüsselten Ende-zu-
Ende-Chats. Da muss man
herangehen. Aber das an-
lasslose Scannen bedeutet de
facto eine Totalüberwa-
chung des Netzes.

Abstimmen bis es passt
Das, was viele Abgeordnete
empört, ist das Verfahren.
Zweimal hat das Europapar-
lament bereits beschlossen,
diese zeitlich befristete Mög-
lichkeit der Chatkontrolle zu
beenden. Dies passte weder

Parlamentspräsidentin Ro-
berta Metsola (Malta) noch
den Vertretern der europäi-
schen Staaten, die sich beim
EU-Gipfel dafür einsetzten,
diese Übergangslösung zu
verlängern. Metsola setzte
daraufhin kurz vor den Som-
merferien das Thema zum
dritten Mal auf die Tagesord-
nung. Diesmal mit Erfolg,
weil aufgrund der bevorste-
henden Sommerferien nicht
mehr alle Abgeordneten mit-
gestimmt haben, was

stützung. Ein sogenanntes
Bonus-System, was sehr viel
Sinn macht. Auch in
Deutschland sollte man
darüber nachdenken.

Vorwurf an Rot-Grün, zu vie-
le Steuern zu erheben und

vor allen Dingen zu viele Mil-
liarden für Entwicklungshil-
fe, Einwanderung und grü-
ne Prestigeprojekte zu ver-
schwenden, während Polizei,
Krankenhäuser und Infra-
struktur darben würden.
Man darf gespannt sein, wie
es im einstmals berühmten
Wohlfahrtsstaat Norwegen
politisch weitergeht.

tig nur noch befristet ausge-
sprochen wird, und wenn der
Asylgrund weggefallen ist,
besteht in Zukunft automa-
tisch eine Ausreisepflicht. Es
wäre zu wünschen, wenn

Deutschland diesen politi-
schen Mut aufbringen wür-
de, diese Maßnahmen zwin-
gend in die Tat umzusetzen,
denn die Situation bei uns
ist in vielen Bereichen abso-
lut vergleichbar, in manchen
Bereichen schon schlimmer.
All dies geht zu Lasten der
deutschen Bürger, zu Lasten
der Sicherheit in Deutschland.
Das gilt im Übrigen für alle
redlichen Bürger, unabhängig
von ihrer Nationalität.

sage gegenüber der „Neu-
en Zürcher Zeitung“. In
Deutschland wird das nach
wie vor sehr unterschiedlich

gehandhabt. NRW-Innen-
minister Herbert Reul hat
kürzlich angekündigt, dass
man ähnlich verfahren wol-
le. Aber generell gilt, dass
wir in Deutschland diesbe-
züglich noch einen Flicken-
teppich haben. Es wäre
sinnvoll, wenn diese Ände-
rung prinzipiell flächend-
eckend eingeführt würde.

allerdings ein bezeichnendes
Bild auf deren Berufsauffas-
sung wirft
.
Verfahren einfach nur
rechtswidrig
Für Verfassungsrechtler Pro-

fessor Volker Boehme-Neß-
ler ist dieses Verfahren ein-
fach nur rechtswidrig. Anna
Schneider hat in einem be-
merkenswerten Kommentar
in der Zeitung „Die Welt“ zu
Recht darauf hingewiesen,
dass man jetzt anlasslos
sämtliche privaten Chats
kontrollieren könne. Mehr
könnten sich die Freunde der
Überwachung nicht erträu-
men: „Wo ist die EU bloß ge-
landet?“. Dem ist nichts hin-
zuzufügen.

Steiermark/Österreich

„Hausverstand statt Sinnlos-Gendern“
(red). Die Landesregierung
des schönen Bundeslandes
Steiermark in Österreich,
geführt von FPÖ und ÖVP,
hat jetzt aktuell einen 20-

seitigen Kommunikationser-
lass herausgegeben zum
Thema Gendern.

Dort heißt es unter ande-
rem: „Zur Wahrung der Les-

barkeit und der Verständ-
lichkeit kommen innerhalb
einzelner Wörter keine
Großbuchstaben (Binnen-I)
und keine Sonderzeichen

(*,:,_,/ etc.) zur Bezeich-
nung von Geschlechtsiden-
titäten zum Einsatz.“

Klare Aussage des steiri-
schen Ministerpräsidenten

Mario Kunasek: „Wir setzen
dabei auf Hausverstand an-
statt auf unlesbares Sinnlos-
Gendern.“ Recht hat er
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Schwerpunkttätigkeiten

Arbeitsrecht

Familienrecht

Erbrecht

Interessenschwerpunkte

Jagdrecht, Waffenrecht

R.H-S.) Ab dem 9. September gibt es beim Schwarz-Rot
Wetzlar e.V. eine neue Anfängergruppe für Paare.
Mittwochs von 20:30-21:30 Uhr im Bürgerhaus Nauborn
werden die Grundlagen der Latein- und Standardtänze
wie Cha-Cha-Cha, Rumba, Foxtrott, Walzer, Disco-Fox usw.
in entspannter Atmosphäre unterrichtet. Zum Start gibt
es eine kostenlose Schnupperstunde. Die Gruppe wird
von der erfahrenen ADTV-Tanzlehrerin Monika Feht ge-
leitet. Keine Vorab-Anmeldung erforderlich. Weitere In-
fos auf www.src-wetzlar.de, oder direkt bei Monika Feht:
0171/6451233

(W.S.) Die Senioren-Union Lahn-Dill-Süd lädt die Mitglie-
der und alle politisch interessierten Bürger am Montag,
den 21.09. um 16 Uhr ins „Bw-Zentrum“ (ehemals Dorf-
krug), Elisabethenstr. 45, WZ-Niedergirmes ein.

Der Vorsitzende Horst Markert will über aktuelle politi-
sche Themen aus Stadt, Kreis und Land diskutieren.

Hat die Ukraine Erfolg mit ihren Angriffen? Wird Putin
die NATO angreifen? Was hat der CIA-Chef in Moskau
gemacht?  Wird Trump den Krieg mit dem Iran beenden
können?

Am 23.9. ist ein Informationsbesuch bei der Polizeista-
tion Wetzlar in der Spilburg geplant. Beginn um 15 Uhr.
Gäste sind willkommen.

Politischer Stammtisch der
Senioren Union Lahn-Dill-Süd

im September

Neue Anfänger-Tanzgruppe
für Paare / Kostenlose

Schnupperstunde

Vereine laden ein
CDU Eibach
Dämmerschoppen am 12.9., ab 16 Uhr. Die CDU Orts-
gruppe Eibach lädt alle Mitglieder, Freunde und Eiba-
cher Bürger zu einem gemütlichen Dämmerschoppen in
die Dorfscheune Eibach ein. Ein Abend für gute Gesprä-
che und Gemeinschaft. Für Essen und Trinken ist gesorgt.
Bund der Vertriebenen
Zum „Tag der Heimat“ lädt der Bund der Vertriebenen,
Kreisverband Wetzlar, traditionell Mitglieder, Freunde
und Sympathisanten für Sonntag, den 13.9., 14 Uhr in
die Stadthalle Wetzlar herzlich ein. Gastredner ist kein
Geringerer als der langjährige Ministerpräsident des Lan-
des Hessen, Volker Bouffier. Das Programm wird abge-
rundet durch kulturelle und musikalische Beiträge.
Landwirtschaftlicher Verein
Im Rahmen des „Tages des offenen Denkmals“ am
Sonntag, 13.9. öffnet der Landwirtschaftliche Verein
seine Liegenschaft im Finsterloh mit Museum, Scheune
und Ausstellung. Jedermann ist zwischen 11 und 18 Uhr
dort herzlich willkommen.
Förderverein Kalsmunt
Am Sonntag, 13.9., findet ein Kalsmunt-Konzert zum
„Tag des offenen Denkmals“ mit dem „Jungen Sinfo-
nieorchester Wetzlar/Streicherensemble auf der Burg
Kalsmunt statt, Beginn: 16 Uhr.
Anmeldungen unter info@kalsmunt.com. Karte 9 Euro.
Bei schlechtem Wetter fällt die Veranstaltung aus.

Einkaufen, Schlemmen,
Bekannte treffen

Dreschhallenmarkt Münchhausen

11.9., 11 – 17 Uhr

(M.M.) Das fünfte Markttreiben für 2026 findet am Frei-
tag, den 11.9., von 11 – 17 Uhr an und in der alten
Dreschhalle in Münchhausen statt. An über 30 Ständen
können bewusste Verbraucher Spezialitäten vom Lande
in herrlich dörflicher Umgebung kaufen. Es warten wie
immer Gratis-Kaffee und leckere, selbstgebackene Ku-
chen auf die Besucher.

Bitte die ausgewiesenen Parkflächen nutzen! Weitere
Informationen erhalten Sie bei der Gemeinde Driedorf
(www.driedorf.de) und des Fördervereins Münchhausen
e.V. (www.dreschhalle-muenchhausen.de)

„Tag des Friedhofs“ in Wetzlar

(E.N.) Die Stadt Wetzlar lädt am Samstag, 19.9., von 11 -
17 Uhr, und Sonntag, 20.9., von 10 bis 17 Uhr zum „Tag
des Friedhofs“ auf dem Gelände des Neuen Friedhofs,
Brückenborn 44, in Wetzlar ein. Motto der Veranstal-
tung: „Friedhof – Ort der Erinnerungen und Geschich-
ten“. Geboten wird ein umfangreiches Ausstellungspro-
gramm mit Steinmetzen, Floristen, Gärtnern und Bestat-
tern. Daneben stellen der Evangelische Kirchenkreis und
der Hospizdienst Mittelhessen ihre Arbeit vor. Ein Stand
des Historischen Archivs der Stadt Wetzlar bietet die
Möglichkeit zur Ahnenforschung, die Friedhofsverwal-
tung informiert über Grabarten etc. Weiterhin werden
Führungen durch das Krematorium und über den alten
Freidhof und Lesungen angeboten

An beiden Tagen gibt es Speisen und Getränke käuflich
zu erwerben.

MIT Lahn-Dill diskutiert bei über konkrete Einsatz-
möglichkeiten Künstlicher Intelligenz
(O.W.) Künstliche Intelligenz verändert zunehmend auch
den Arbeitsalltag kleiner und mittelständischer Unter-
nehmen. Doch welche Anwendungen bringen einem
Handwerksbetrieb, Dienstleister oder mittelständischen
Unternehmen tatsächlich einen Nutzen? Und wie ge-
lingt der Einstieg, ohne gleich ein großes IT-Projekt daraus
zu machen?

Diesen Fragen widmet sich die MIT Lahn-Dill bei der
nächsten Veranstaltung ihrer Reihe „Wirtschaft im Ge-
spräch“ am Mittwoch, 30.09., um 19 Uhr bei der
GEWOBAU Wetzlar, Baumeisterweg 17 in Wetzlar.

Unter dem Titel „Kommt der kleinere Mittelstand zu-
künftig ohne KI aus? – und wo kann KI uns im Alltag
konkret unterstützen?“ wird Referent Fabian Sauer ei-
nen praxisorientierten Einblick in Chancen, Grenzen und
konkrete Anwendungsmöglichkeiten von Künstlicher In-
telligenz geben.

Im Mittelpunkt des Abends stehen jedoch ausdrücklich
Anwendungen, die auch für kleinere Betriebe interes-
sant sind. Dazu gehören beispielsweise KI-gestützte Te-
lefonannahme, die Erstellung von Angebotsentwürfen
aus Sprachnachrichten, automatisierte Verarbeitung von
Belegen sowie die Unterstützung bei Protokollen und
Dokumentationen.

Neben den Chancen wird der Vortrag auch Risiken und
rechtliche Rahmenbedingungen beleuchten. Dazu zäh-
len Datenschutz, mögliche Fehler von KI-Systemen sowie
Anforderungen des europäischen AI Acts.

Im Anschluss an den Vortrag besteht ausreichend Gele-
genheit zur Diskussion und zum Erfahrungsaustausch.

Interessierte Unternehmerinnen und Unternehmer so-
wie Gäste sind herzlich willkommen, Mittwoch, 30.09.,
19 Uhr, GEWOBAU Wetzlar, Baumeisterweg 17, Wetzlar,
Veranstalter: MIT Lahn-Dill – Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion. Um Anmeldung per E-Mail an
oliver.wild@mit-hessen.de wird gebeten.

(red). Über die gigantische Staatsverschuldung ist
hinlänglich berichtet worden. Vor diesem Hintergrund,
angesichts einer Zinslast von etwa 30 Milliarden Euro
allein in diesem Jahr, müsste man als Bürger eigentlich
davon ausgehen, dass die Bundesregierung alles daran-
setzt, zu sparen, wo immer das möglich ist.
Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas (SPD), so der Ein-
druck, glaubt, aus dem Vollen schöpfen zu können. Laut
Ausschreibung sucht sie einen Auftragnehmer für Kom-
munikations- und PR-Maßnahmen über einen Zeitraum
von vier Jahren, der maximal zwischen 25 und knapp 30
Millionen Euro kosten „darf“. Aufgabe der künftigen
Agentur ist es, Werbestrategien zu entwerfen, die Mini-
sterin bei der Presse- und Medienarbeit zu unterstützen
sowie Tagungen und Kongresse zu begleiten. Spätestens
hier fragt man sich, ob das nicht angesichts eines Minis-
teriums mit einigen tausend Mitarbeitern von einigen
wenigen dieses Ministeriums übernommen werden könn-

Deutschland ist pleite, aber
Arbeitsministerin Bas (SPD) braucht

30 Millionen für Werbung

Muss das sein?

„Wirtschaft im Gespräch“
Kommt der kleinere Mittel-

stand zukünftig ohne KI aus?

te, zumal die Bundesbeamten in aller Regel ohnehin
sehr gut besoldet werden.
Man merkt hier einmal mehr das fehlende Bewusstsein
dafür, dass Steuergelder von fleißigen Menschen hart
erarbeitet werden. Sie haben es nicht verdient, für die-
sen Unsinn mit 30 Millionen herangezogen zu werden.
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Wetzlarer Delegation beim Staatsfeiertag in Liechtenstein
(B.R.) Gast des liechtenstei-
nischen Staatsfeiertages
war eine Delegation des
Deutsch-Liechtensteini-
schen Freundeskreises
Wetzlar unter
Leitung seines
Sprechers Boris
Rupp. Weitere
Teilnehmer wa-
ren u.a. Stadtrat
Jörg Kratkey
(SPD) und der
Präsident der
Deutsch-Öster-
reichischen Ge-
sellschaft (DÖG)
Hans-Jürgen Ir-
mer und seine
Frau Angela.
Die Wetzlarer
trafen auf der
S c h l o s s w i e s e
beim Schloss Va-
duz u.a. mit der Botschaf-
terin Liechtensteins in Ber-
lin, Isabell Frommelt-Gott-
schald, ihrem Vorgänger
Prinz Stefan von und zu
Liechtenstein, dem Vaduzer
Bürgermeister Florian Mei-
er und dem Gampriner Ge-
meindevorsteher Johannes
Hasler zusammen. Hasler
und seine Frau Daniela wa-
ren anlässlich der Eröffnung

des Wetzlarer Naturerlebnis-
bades Domblick im Mai Gäs-
te in Wetzlar. Im Rahmen ei-
nes Defilees konnte Boris
Rupp Erbprinz Alois von und

zu Liechtenstein das neue
Buch von Felix Teichner über
den Kalsmunt und die Kopie
eines WNZ-Artikels vom
29.09.1966 über das Fürsten-
tum überreichen.

Am Vorabend gaben die
Wetzlarer im Parkhotel Son-
nenhof einen Empfang für
Vertreter aus der liechten-
steinischen Politik, Kultur
und Wirtschaft. Ranghöchs-

ter Teilnehmer war Land-
tagspräsident Manfred
Kaufmann. Weitere Gäste
waren der Schriftsteller Ma-
thias Ospelt und der Orga-

nist Thomas Nipp. Beide wa-
ren bereits dieses Jahr zu
Gast in Wetzlar. Ospelt zu
einer Lesung in der
Schnitzler‘schen Buchhand-
lung und Nipp zu einem
Orgelkonzert in der Unte-
ren Stadtkirche. Weiterer
Gast war Beat Fehlmann,
der künstlerische Leiter und
Geschäftsführer der Musik-
akademie in Liechtenstein.

Dorthin kommen die be-
gabtesten Musikerinnen
und Musiker aus der gan-
zen Welt, um sich nicht nur
musikalisch weiterzubilden.

Sondern auch, um in
Einzelcoachings den bis-
herigen Weg zu reflek-
tieren und Fragen an die
Zukunft zu stellen. Fehl-
mann und Rupp verein-
barten, dass ab 2027 jun-
ge Musikerinnen und
Musiker zu einem vom
Deutsch-Liechtensteini-
schen Freundeskreis ver-
anstalten Konzert nach
Wetzlar kommen. Nähe-
res dazu wolle man im
Herbst bekannt geben.

Weitere Programm-
punkte der Wetzlarer wa-
ren eine Führung durch
das Regierungsgebäude,

eine Kranzniederlegung am
Denkmal des Komponisten
Josef Gabriel Rheinberger
anlässlich dessen 125. To-
destages, eine Weinprobe
in der Hofkellerei des Fürs-
ten von Liechtenstein, Be-
suche des Landesmuseums
und der Winzergenossen-
schaft Vaduz in deren neu-
em Domizil „Hofstätte Hin-
tergass“.
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